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Vorwort zur 2. Auflage 

Ein Lehrbuch «Au&nwirtschaft fur Unternehmen» zu schreiben, ist eine sehr schwierige 
Aufgabe. Viele Probleme sind gleichzeitig fur praxisorientierte unternehmerische Über-
legungen von Bedeutung, und die diversen Aspekte werden üblicherweise in einer Vielzahl 
von spezialisierten Arbeiten ausführlich behandelt. Mein Anspruch, die groSe thematische 
Breite mit der notwendigen fachlichen Tiefe zusammenzufassen, ergibt eine Schwierigkeit, 
die sich folgendermaiSen umreiSen láfit: 

«Die Wissenschaft, sie ist und bleibt, 
was einer ab vom andern scbreibt. 
Doch trotzdem ist, ganz unbestritten, 
sie immer weiter fortgeschritten. 
Der Leser, traurig aber wahr, 
ist haufig unberechenbar: 
Hat er nicht Lust, hat er nicht Zeit, 
dann gdhnt er: «Alies viel zu breit!» 
Doch wenn er selber etwas sucht, 
was ich, aus Raumnot, nicht verbucht, 
wirft er voll Stolz sich in die Brust: 
«Aha, das hat er nicht gewufit!» 
Man weifi, die Hoffnung war' zum Lachen, 
es alien Leuten recht zu machen.» 

Eugen Roth1 

Im Vordergrund des Buchs steht die Ausrichtung auf Probleme, die tagtáglich in der unter-
nehmerischen Praxis eine Rolle spielen. Dem interessierten Leser soil damit eine Hilfestel-
lung angeboten werden, sich über die zum Teil sehr verflochtenen und oft schwer zugáng-
lichen Details und Zusammenhánge zu informieren. Dies schlieSt auch die Klárung von 
Begriffen ein, die sich fiir den Nichtfachmann leicht zu einer uniiberwindlichen oder 
abschreckenden Sprachbarriere auftiirmen kónnen. 
Im Anschluf? an dieses kurze Vorwort findet sich eine Übersicht über die thematischen 
Hauptgebiete, gefolgt von einem detaillierten Inhaltsverzeichnis. Ein ausfiihrliches Stich-
wortregister am SchluíS des Buchs soil das suchende Auge unterstützen, eine Vielzahl von 
Abbildungen das lesende Auge entspannen und den Praxisbezug unterstreichen. 
Das Manuskript dieser Neuauflage wurde inhaltlich weitgehend im Juni 2001 abgeschlos-
sen. Die Fachgebiete, die fur die unternehmerische Aufienwirtschaft von Bedeutung sind, 
zeichnen sich aber durch eine ausgesprochene Veranderungsfreudigkeit aus. Es ist daher 
unmóglich, ein Fachbuch in diesem Bereich zu publizieren, das wenigstens am Tag der Ver-
óffentlichung auf dem allerletzten aktuellen Stand ist - die zahllosen rechtlichen und insti-
tutionellen Veranderungen sind einfach schneller. 

1 Eugen Roths Tierleben, Mit Illustrationen von Eleonore Gehaber, München 1989, Seite 5/6. 



V! Vorwort des Herausgebers 

Das Buch erscheint in ziemlicher zeitlicher Náhe, aber noch vor der Wahrungsumstellung 
auf den Euro. Daher leben wir redakrionell teils noch in der DM-Welt, teilweise auch schon 
im Euroraum. In vielen Zusammenhángen sind die kiinftigen Euro-Werte noch nicht ver-
bindlich definiert, insbesondere bei Wertgrenzen, Kosten und Gebiihren, AKA-Finanzierun-
gen, Hermes-Ansicherungen, Zollverfahren, Genehmigungen usw. 
Mein Dank gilt wie auch bei meinen anderen Lehrbiichern wiederum kritischen Lesern, die 
mir Hinweise auf Verbesserungsmóglichkeiten gegeben haben. Ais Autor erliegt man leicht 
dem Wunschdenken, nun wirklich alies perfekt gemacht zu haben, um dann einzusehen, 
daS es doch immer wieder noch bessere Moglichkeiten gibt. Ich danke auch und insbeson­
dere den vielen Lesern und Rezensenten, die mich darin bestárkt haben, daE die Ausrichtung 
dieses Buches richtig ist (der Ókonom erkennt dies natiirlich auch gerne am Markterfolg). 
Die erste Auflage dieses Lehrbuchs wurde vom Bundesverband Deutscher Unternehmens-
berater (BDU) (Fachgruppe Business Consultants International - BCI) zum «Fachbuch des 
Jahres 1995» gewáhlt, woriiber ich mich sehr gefreut habe. 
Bedanken móchte ich mich auch bei zahlreichen Kollegen und Studenten, von deren An-
regungen ich profitiert habe, die ich aber namentlich nicht alie nennen kann, aufser - stell-
vertretend - Jochen W. Dortschy, Hans Martin Kaupp und Albrecht Rebholz, sowie bei den 
Mitarbeitern im Hause meines Verlegers Dr. von Lucius, die das Buch bei der Entstehung 
und Verbreitung betreut haben und betreuen. Stellvertretend fur viele móchte ich insbeson­
dere Frau Bettina Schmidt hervorheben, die fur die technische Erstellung des Buches rnafs-
geblich verantwortlich war. Besonders danken móchte ich auch meinen eigenen Mitarbei­
tern, die mich beim Erstellen der 2., vollstándig iiberarbeiteten und erweiterten Auflage 
dieses Lehrbuchs unterstiitzt haben. Stellvertretend hervorheben móchte ich dabei Dipl.-Ing. 
Kai Hessel. 

Reutlingen/Sigmaringen, August 2001 Jóm Altmann 
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«Raus in die Welt» - Chancen und Risiken 
oder «Was die Weltwirtschaft angeht, so ist sie verflochten.»1 

A 
«Globalisierung» ist eines der aktuellsten Schlagworte. Heutzutage haben die meisten 
Untemehmen intemationale Gescháftskontakte; <going globab ist fiir viele Untemehmen das 
strategische Gebot der Stunde;2 fiir sehr viele Untemehmen ist das intemationale Gescháft 
die Existenzgrundlage geworden. Márkte sichern, Kosten sparen, Kapazitáten auslasten, 
Renditen sichern - das sind die Ziele (Abb. A-l/1). Etwas iiberspitzt wird schon vom grofien 
<Weltdorf> gesprochen: Die Kundenbediirfnisse werden weltweit immer áhnlicher, die Pro-
duktstandards immer starker harmonisiert. Unabhángig davon gibt es viele kleinere und 
mittlere Untemehmen, insbesondere Handwerksbetriebe, die sich nur im heimischen Bin-
nenmarkt und dabei oft nur regional orientieren und gar kein Auslandsengagement einge-
hen wollen - teils aus Risikoscheu, teils weil sie nicht weiter wachsen wollen, teils aus Man­
gel an Informationen iiber die Chancen des Auslandsgescháfts. 

Abb. A-1/1: Going Global Globalisierung im Mittelstand 

Raus in die Welt 
Firmengruppe Liebherr -

Auslandsgescháft immer wichtiger 

„Ohne das Werk Bangkok gábe es Rodenstock nicht mehr 
Der Briilenfabrikant feiert seine erfolgreiche Produktionsveriagerung nach Thailam I 

Bilfinger+Berger verstarkt die Aktivitáten im Ausland 
Akquisitionsplane in Nordamerika und Australien 

Es ist fiir jedes Untemehmen wichtig, seine Strategic zu definieren, die sich aus einer Vision 
ableiten sollte: Wo steht man heute, wo will man morgen stehen, und wie gelangt man dahin? 
Vielfach erschopft sich dies in navigatorischer Rhetorik, vagen Formulierungen, Deklara-
tionen und Metaphern. Einige Untemehmen verkaufen ihre Produkte <nur so nebenbei> ins 
Ausland, andere sind in hohem MaEe vom Auslandsgescháft abhángig und miissen sich 
daher sehr viel intensiver auf die Auslandsmárkte und die Anforderungen einstellen, die sich 
aus dem Auslandsgescháft ergeben. Einige Untemehmen verkaufen oder produzieren welt-

1 Kurt Tucbolsky, Kurzer Abrifi der Nationalokonomie, in: Weltbiihne 15.9.1931. Schóner kann man 
es nicht sagen. 

2 Niehoff, Walter/Reitz, Gerhard, Going Global - Strategien. Methoden und Techniken des Auslands­
gescháfts, Berlin et al. 2000. 
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weit iiberall, wo sich Marktchancen bieten (global selling) und kaufen weltweit dort ein, wo 
es am giinstigsten ist (global sourcing), andere selektieren geographisch und beschránken 
sich auf ausgewáhlte Lánder oder Lándergruppen. Die Absatzchancen grower neuer Márkte, 
wie z. B. in Indien, China und anderen asiatischen Lándern sowie zunehmend in Latein-
amerika sind oft verlockend. Ein Hersteller von Schuhsohlen schwármte: «Es gibt eine Mil-
liarde Chinesen, und jeder hat zwei Fiifse ...». Das Motto Going global bezieht sich nicht 
nur auf GroSkonzerne und Megafusionen, sondern vor allem auf die unzáhligen Untemeh­
men, die sich international betátigen. Die internationale Perspektive ermoglicht es einem 
Untemehmen, beziiglich Steuem, Arbeitskosten, Sozial- und Umwelmormen und anderen 
Standortkriterien nach den besten Rahmenbedingungen zu suchen und eventuell Begren-
zungen des heimischen nationalen Rechts zu umgehen. 

Die Diskussion urn den Standort Deutschland ist sehr breit und tief mit Publikationen aller 
sektoraler Interessen und politischer und emotionaler Schattierungen unterlegt. Die Stand-
ortqualitat ist nur unzureichend zu beschreiben. Und'jeder miEt und bewertet es anders; 
<objektive> Kriterien wie Arbeitskosten, Steuerbelastung, Arbeitsmarktstatistiken etc. wer-
den mal so, mal so definiert: Es gibt kaum zwei miteinander vergleichbare Studien.3 Die 
Wettbewerbsfahigkeit eines Unternehmens leitet sich in erster Linie aus mikrookonomi-
schen, betriebswirtschaftlichen Bestimmungsfaktoren ab. Die Rahmenbedingungen des 
Standortes - seien sie makrookonomischer, rechtlicher, politischer, sozialer, kultureller oder 
anderer Art - iibertragen sich aber auch auf die Wettbewerbsfahigkeit eines Unternehmens, 
sei es ais Anbieter, sei es ais Kunde von anderen Untemehmen. Letztlich ist fur den Unter-
nehmer aber weniger die internationale Wettbewerbsfahigkeit einer Volkswirtschaft interes-
sant, sondem ob er selbst Erfolg hat oder nicht. 
Internationale Wirtschaftsbeziehungen hat es schon im Altertum gegeben; die Chinesen, die 
Romer, die Griechen, die Araber, die Perser und viele andere Volker haben Aufenhandel be-
trieben, im Vergleich zu heute natiirlich mit relativ geringer Intensitat, aber immerhin. Dies 
hat sich im Zeitablauf stark verándert. Gerade fur Deutschland ist die internationale Ver-
flechtung ein wesentliches, selbstverstandlich.es Merkmal der Wirtschaftsstruktur geworden: 
• Der Lebensstandard Deutschlands beruht zu einem guten Viertel auf importierten Giitem; 

im Jahr 2000 iiberschritt der Import erstmals die Billionengrenze (1058,5 Mrd. DM); 
• ein Drittel der im Inland produzierten Giiter wird ins Ausland exportiert; auch der Export 

iiberschritt 2000 erstmals die Billionengrenze (1,1675 Billionen DM); 
• Untemehmen wickeln einen zunehmenden Anteil ihres Umsatzes im Ausland ab, trans-

portieren Giiter rund um die Welt, lassen Dienstleistungen im Ausland erbringen, produ-
zieren und investieren im Ausland; bei vielen Giitem fállt es heute schwer, das «made in 
...» eindeutig zuzuordnen; 

• ein grofser Teil der Arbeitsplátze - nicht nur in Deutschland - hángt direkt oder indirekt 
vom Aufenhandel ab; 

• aus Direktinvestitionen fliefsen Einkommen ins Ausland und aus dem Ausland; 
• internationale Kooperationen, Unternehmensbeteiligungen und Fusionen sind an der 

Tagesordnung. 

3 Eine interessante Lektüre ist Miiller, Stefan I Kornmeier, Martin, Internationale Wettbewerbsfahigkeit, 
Miinchen 2000. 
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Auch im táglichen Leben wird die Bevólkerung laufend mit intemationalen Wirtschafts-
aspekten konfrontiert: Neben der Wetterkarte sind die Bewegungen des Dollarkurses, des 
intemationalen Goldpreises oder die Entwicklung von Aktienindizes wie dem amerikani-
schen Dow-Jones- und dem japanischen Nikkei-Index fester Bestandteil der Nachrichten-
sendungen (wenngleich dem Durchschnittsbiirger die konkrete Bedeutung solcher Daten oft 
unklar bleiben diirfte). 
Die Frage, weshalb sich Untemehmer im Ausland engagieren, láfit sich relativ schnell beant-
worten: Sie wollen Geld verdienen und den Bestand des Unternehmens sichern. Das 
betriebswirtschaftliche Interesse ist eindeutig: Ohne Exportmárkte lieSen sich Umsatz, 
Gewinne und Bescháftigung nicht sichern; ohne Importe auslándischer Güter wáren viele 
inlándische Produktionsleistungen unmóglich; ohne eigene Prásenz in auslandischen Mark-
ten kónnten viele Unternehmen ihre Positionen auch im Inland nicht halten; ohne Koope-
ration und oft ZusammenschluG mit auslandischen Partnern kónnten viele Unternehmen 
nicht im intemationalen Wettbewerb bestehen. Den Schliissel zum Erfolg hat ein Untemeh­
mer knapp formuliert: «Man braucht eine Spezialisierung, gutes Marketing und gute 
Leute.» So einfach ist das. 
Die volkswirtschaftlich notwendige Sicherung der heimischen Arbeitsplatze allerdings - dies 
muí? deutlich gesagt werden - steht aus betriebswirtschaftlicher Sicht als Unternehmensziel 
nur selten im Vordergrund. Arbeitskráfte sind notwendige Produktionsfaktoren, die zur Ver-
folgung des unternehmerischen Gewinnziels benótigt werden. Unabhángig von sozialpoliti-
schen Uberlegungen, die sicherlich bei vielen Unternehmern auch eine Rolle spielen, mufs 
gesehen werden, dafi ein Unternehmen auf Dauer nur bestehen kann, wenn es eine Verzin-
sung des eingesetzten Kapitals erwirtschaftet (Rendite4), die deutlich iiber der alternativen 
Anlagerendite auf dem Kapitalmarkt liegt: Andernfalls kónnte der Untemehmer sein Geld 
mit geringerem Risiko und eher miihelos in Wertpapierfonds anlegen. Wenn die Gewinne 
ausbleiben, ist das Ende eines Unternehmens schnell nahe. 
Unternehmen, die sich nicht international engagieren, verlieren leicht auch ihre inlándische 
ókonomische Basis; viele retten sich vor den kostenmáfiigen Nachteilen des Standortes 
Deutschland ins Ausland (Abb. A-1/2). Einige machen sich freiwillig und von sich aus auf 
ins Ausland, wollen expandieren oder <kundennáher> operieren, andere reagieren eher 

Abb. A-1/2: Zug ins Ausland 

„Zur Produktionsverlagerung gibt es keine Alternative" 
er Standort Deutschland ist fur groBe Teile der Textilindustrie nieht mehr haltbar 

• Deutsche Baufirmen streben ins Ausland 

Studie: Expansion nach Asien / Mehr Umsatz mit weniger Bescháftigten 

Kfz-Zulieferindustrie 

Metzeler AP bestátigt Fertigungsverlagerung 
4 Rechnerisch bedeutet dies die Relation Gewinn: Kapitaleinsatz, wobei es verschiedene Varianten gibt: 

Eigen- oder Fremdkapital, Betriebs- oder Unternehmensgewinn, vor/nach Steuern usw. 

D 
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unfreiwillig, passiv und meist auch zógerlich auf externe Impulse und sehen dabei vor allem 
die Risiken des internationalen Wettbewerbs und auslándischer Engagements. Nicht wenige 
Unternehmen halten sich fálschlicherweise fur zu klein fur Auslandsgescháfte. 
Die weitverbreitete Meinung, da£ Exporte Arbeitsplátze schaffen, Direktinvestitionen im 
Ausland hingegen Jobkiller sind, muí? etwas differenziert werden. Durch Diversifizierung 
der Standorte lassen sich vor allem bei Vorprodukten Kosten sparen, wáhrend die Endpro-
duktion wieder <zu Hause> erfolgen kann. Vor allem im Mittelstand ist diese Form der 
Mischkalkulation verbreitet. Viele Mittelstándler fertigen aber auch komplett im Ausland, 
vor allem in Osteuropa, um kostengunstige Produkte von dort nach Deutschland zu liefern. 
Zudem mufs - wer im Export erfolgreich sein will - auch <vor Ort> prásent sein. Oft haben 
Zulieferer gar keine Wahl, als ihren Hauptkunden ins Ausland zu folgen, beispielsweise in 
der Automobilindustrie. Auslandsinvestitionen sind somit Teil einer Uberlebensstrategie, um 
teils bestehende Márkte zu sichern, teils neue zu erschlieSen. 

Ob dies die Bescháftigungssituation im Inland verschlechtert oder verbessert, ist umstritten. 
Manche Schátzungen sagen, dafi für jeweils drei Arbeitsplátze, die im Ausland geschaffen 
werden, einer im Inland entsteht. Ich halte diese Rechnung fur blauáugig, denn die Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit in Deutschland und anderen Industrielandern spricht eine 
andere Sprache. In vielen Branchen findet eine Produktionsverlagerung ins Ausland statt, 
nicht zusatzlich zur inlándischen Produktion, sondern an deren Stelle. 
Beim Drang ins Ausland kann man Schub- und Sogfaktoren unterscheiden (Push- und Pull-
Faktoren), wobei es auf die Betrachtungsweise ankommt: Vergleichsweise hohe Lohnkosten 
bei gleichzeitig zunehmender (billiger) Importkonkurrenz in bestimmten Branchen <drangen> 
Unternehmen ins Ausland, umgekehrt sind niedrige Lohnkosten in Osteuropa oder Siidost-
asien attraktive Sogfaktoren. Dann bietet sich oft eine Verlagerung von Produktionskapa-
zitáten in <Billiglohnlánder> an: Deutsche Nordseekrabben («Granat») werden mit Kühl-
lastern z. B. nach Ungarn gebracht, dort <gepult> und wieder nach Deutschland zum Verkauf 
zuriickgebracht; Stoff wird in Deutschland gewebt und daraus in Hongkong T-Shirts gefer-
tigt; Wasche wird von Deutschland nach Polen gebracht und dort gewaschen, usw. Eine 
Arbeiterstunde kostet in Ungarn knapp 5 Mark, in Bulgarien noch weniger, in Deutschland 
rund 48 Mark (2001). Solche Auslagerungen von Produktionen oder Produktionsschritten 
sind in der Textil-, Leder- oder Elektroindustrie und vielen anderen Branchen zu beobach-
ten und in steigendem MaEe auch bei Computersoftware, wo sich beispielsweise Indien 
einen Namen gemacht hat; die Idee mit der Green Card fur den <Import> von Computer-
spezialisten im Jahr 2000 war nur ein (ziemlich unsinniges) Detail. 

Schubfaktoren sind sicherlich das Wegsacken von Inlandsmárkten durch Sáttigung der 
Nachfrage oder Konkurrenz aus dem Ausland (Abb. A-l/3). «In Deutschland wáchst nichts 
mehr; wir miissen in die Welt gehen», sagte mir unlángst ein Unternehmenschef. Daher kón-
nen viele Unternehmen ihre Kapazitáten nur durch Auftráge aus dem Ausland auslasten 
oder Kostendegressionen (economies of scale) realisieren; nicht wenige Branchen - u. a. 
Bau-, Chemie- oder Autoindustrie, Maschinen- und Anlagenbau - sind in ihrer Existenz in 
starkem Mafe von Auslandsauftrágen abhángig. Ein wichtiger Aspekt ist sicherlich auch 
das Streben nach Risikostreuung. 
Als Sogfaktor ist auch anzusehen, wenn Zulieferer mit wichtigen Kunden mitgehen (miis­
sen), u. a. in der Autoindustrie, wo sie den Herstellern beispielsweise in die USA oder nach 
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Abb. A-1/3: Importkonkurrenz 

Uhrenbranche leidet unter Fernost-Konkurrenz 
t 

Fiir viele Hersteller hat das letzte Stiindlein geschlagen 

Schiffbau beklagt „ruinosen Druck" aus Osteuropa 

illiglohnlánder bleiben in der Textilindustrie 
auf dem Vormarsch 

Brasilien gefolgt sind, oder Untemehmen miissen ihren Konkurrenten ins Ausland folgen 
(«me too!»), urn nicht <iiberholt> und <abgehangt> zu werden und ins Hintertreffen zu gera-
ten, durch Ausnutzen von Kostenvorteilen und Besetzen von Marktpositionen (outpacing). 
Auch ungarische Kunden kaufen eher Konsum- oder Investitionsgiiter, wenn die Firma 
durch Fabriken, Gescháfte oder Biiros im eigenen Lande vertreten ist. 
Insgesamt entsteht fiir viele Untemehmen ein zunehmender Zwang zur Teilnahme am inter-
nationalen Gescháft. Auch Untemehmen, die noch vor wenigen Jahren nicht daran gedacht 
haben, erkennen heute eine Notwendigkeit, internationale Beziehungen aufzunehmen. In 
nicht wenigen Fallen ergeben sich die ersten Auslandskontakte eines Unternehmens <passiv>, 
indem ein Exportauftrag von einem bislang unbekannten auslándischen Kunden eingeht, 
der von sich aus den Kontakt herstellt oder neben dem der Juniorchef vielleicht zufállig im 
Urlaub an der Bar gesessen hat. Schon aktiver wird ein Untemehmen, wenn es sich auf einer 
Fachmesse oder - heute in zunehmendem MaiSe - im Internet prásentiert bzw. Kontakte 
sucht, um Auslandsauftráge einzuwerben. 

Die Intemationalisierung erfordert nicht nur veránderte Blickwinkel seitens der Untemeh­
men, sondem wirkt sich auf den Managementstil und das untemehmerische Verhaltenswei-
sen aus: Viele Unternehmer und Mitarbeiter sitzen mehr im Flugzeug ais im Auto; das Pro-
duktdesign, die Vertriebsmethoden und die Werbung miissen auf auslándische Kulturkreise 
abgestimmt werden; die spezifischen Risiken des Auslandsgescháfts miissen erkannt und 
abgesichert werden, usw. Dadurch ergibt sich auch eine Globalisierung des Arbeitskráfte-
einsatzes: Wer heute in der Wirtschaft Karriere machen will, muS fest damit rechnen, oft 
und viel im und mit dem Ausland zu arbeiten. 
Die Verwirklichung des Binnenmarktes der Europáischen Union und die Schaffung der 
Wáhrungsunion mit dem Euro bedeuten eine gewaltige Schubkraft fiir die Intemationalisie­
rung. Hinzu kam der Zusammenbruch des Ostblocks mit der Folge, daft sich die ehemali-
gen sozialistisch orientierten Lander der Marktwirtschaft zugewandt haben. Viele sog. 
«Transformationslánder» in Osteuropa und Asien bemiihen sich um neue Formen der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Parallel dazu vollzieht sich schon seit lángerem weltweit ein Pro-
zefi der Liberalisierung der Márkte und der Deregulierung vieler Sektoren. 
Viele kleinere Untemehmen sind noch deutlich auf die EU fixiert. Neben Westeuropa haben 
sich ais Schwerpunkte des internationalen Handels Nordamerika, Osteuropa und der ost-
und siidostasiatische Raum herausgébildet. Die Industrielánder dieser sog. Tríade machen 
den GroSteil des Welthandels unter sich aus. Zudem haben sie die Handelsbeziehungen zu 
Mittel- und Osteuropa sowie Lateinamerika verstarkt («emerging markets», Reformlander, 

: 
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Transformationslánder). Afrika spielt nach wie vor kaum eine Rolle in der globalisierten 
Wirtschaft; allenfalls Südafrika und Agypten weisen eine gewisse Dynamik und Attraktivitat 
auf (Abb. A-1/4). 

Abb. A-1/4: Afrika - verlorener Kontinent? 

Afrika fallt wirtschaftlich zuriick 
Bürgerkriege, steigende Energiepreise und 
schlechte Wirtschafts- und Finanzpolitiken 

Afrikas Wirtschaft: Ein Alptraum I 
Schulden, Inflation und zu schwaches Wachstum auf dem Sehwarzen Kontinent 

Die Globalisierung ist nicht aufzuhalten; wir werden damit leben müssen. Der externe 
Druck wird sich noch verschárfen; man spricht bereits von einer «dritten industriellen Revo­
lution». In diesem Zusammenhang erhalten Begriffe wie Globalisierung oder internationale 
Arbeitsteilung einen tendenziell zu positiven, zu neutralen touch: Globalisierung bedeutet in 
weiten Bereichen der Wirtschaft einen entsprechenden Veránderungsdruck und Anpas-
sungszwang. Dieser áuSert sich auch und insbesondere in einer Zurückführung unserer 
sozialen Absicherungssysteme. Wegen des Hintergrundes der Massenarbeitslosigkeit er-
scheint eine Ausdünnung des sozialen Netzes erforderUch, derm immer weniger Beitrags-
zahler müssen durch immer hóhere Beitráge stándig sinkende Leistungen an immer mehr 
Empfánger finanzieren. In einer Situation der Wollbeschdftigung ware von solchen <Refor-
men> sicherlich keine Rede. Um so erstaunlicher ist es, daft diese ókonomischen und sozia­
len Veranderungen bislang relativ wenig Reaktionen in der Bevólkerung hervorrufen. 
Im folgenden Teil B werden wir Aspekte darstellen, die fur die Beurteilung, Auswahl und 
ErschlieSung neuer Márkte von Bedeutung sind. 



Marktauswahl und Markterschlie&ung 

B-1. Strategische Grundsatzentscheidungen 

Bevor man sich auf internationale Aktivitáten einláSt, sollten einige vorbereitende Grund-
satzüberlegungen sehr bewufit angestellt werden: 

(1) Wollen wir uns iiberhaupt im Ausland engagieren? Warum? Welche Ziele werden mit 
einem Auslandsengagement verfolgt und wie sollen sie erreicht werden? Die Antwort hángt 
davon ab, welche Vorteile man sich von einem Auslandsengagement verspricht, u. a. im Hin-
blick auf Umsatzausweitung, Kapazitátsauslastung, Kostensenkung, Gewinnzuwachs oder 
Beschaftigungssicherung. Toyota hatte dies fur den Eintritt in den US-amerikanischen Markt 
griffig formuliert: Beat Benzl1 Man sollte auch beherzigen: Kein Export urn jeden Preis. 

(2) Suchen wir fur die bestehende Produktpalette neue Márkte - wobei das Produkt ggf. 
auch angepafit und verándert werden mufi - (ressourcenorientierte Strategie) oder wollen 
wir fur ausgewáhlte Zielmárkte Produkte entwickeln (marktorientierte Strategie)? (Abb. 
B-l/1). 

Abb. B-1/1: Erfolgskriterien 

„Erfolgreiche Unternehmen bieten nicht das an, was sie für kundenorientiert 
halten, sondern das, was ihre Kunden für kundenorientiert halten." 

„Die Produktidee ¡st die Lósung eines Kundenbedürfnisses." 

(3) Welcher Markt ist fiir unsere Produkte geeignet? Hat das Unternehmen exportfáhige 
Produkte? Miissen Produkte ggf. angepafSt werden? Zur Beantwortung dieser Fragen miis-
sen vergleichende Marktanalysen angefertigt werdem, die u. a. das Nachfragepotential, das 
Absatzpotentíal, die Kundenzielgruppen und die interne und externe Wettbewerbsstruktur 
erhellen. 

(4) Welche Art von Auslandsengagement wollen wir? Wollen wir allein vorgehen oder eine 
Kooperation mit anderen Unternehmen - im Inland oder Ausland - suchen? Dies hángt von 
zahlreichen Aspekten ab, u. a.: 
• Kónnen wir den Markt von Deutschland aus bedienen oder miissen wir <vor Ort> prásent 

sein? Hierbei sind Gesichtspunkte zu beriicksichtigen wie z. B. Transportkosten, Vertei-
lungssysteme, Serviceintensitát, Kundenbeziehungen, Einfuhrvorschriften etc. Eine wich-
tige Entscheidung ist dabei, ob ein Produktionsunternehmen oder nur eine Distributions-
einheit errichtet werden soil. 

1 Zitiert nach Markus Harttnann, Orga-Systems, Paderborn. 
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• Wollen wir nicht nur auf der strategischen, sondern auch auf der operativen Manage-
mentebene entscheiden und fiihren? 

• Welche Kosten entstehen durch unterschiedliche Formen des Engagements? Wieviel Kapi-
tal wollen wir investieren? 

• Sind die wirtschaftlichen und politischen Risiken akzeptabel? 

(5) Haben wir hierfiir hinreichend technische, finanzielle personelle, organisatorische und 
zeitlicbe Kapazitáten fur die Betreuung und Abwicklung der Auslandsaktivitáten? Was 
geschieht damit, wenn sich unsere Erwartungen nicht erfiillen? 

Grundlage eines Auslandsengagements sollte eine umfassende strategische Analyse sein. Sie 
geht vori den Unternehmenszielen und den Grundprinzipien des Unternehmens aus und 
muí? unbedingt die mit dem internationalen Engagement anvisierten Ziele definieren (Abb. 
B-l/2). Dies wird ergánzt durch eine nach innen und auSen gerichtete SWOT-Analyse 
(Strengths, Weaknesses, Opportunities, Threats - Stárken, Schwáchen, Chancen, Risiken; 
die Methodik wird ausfuhrlich in Abschnitt B-3 dargestellt). Aus diesen analytischen Grund-
lagen wird dann ein strategisches Konzept entwickelt. Es umfaEt neben der Selektion der 
Zielmárkte (Marktauswahl) die Frage, wie man in diese Márkte eintreten will (ob man bei-
spielsweise fur die gegebene Produktpalette neue Márkte sucht oder auch mit ggf. neu zu 
entwickelnden oder entsprechend anzupassenden Produkten auf neue Márkte vordringen 
will: Markteintrittsstrategie), die Entscheidung tiber die Markteintrittsform (dies reicht von 
<blof>em> Export bis zur Tochtergesellschaft und ist vor allem eine Frage des Kapitaleinsat-
zes und des unternehmerischen Risikos), die Entscheidungen iiber die Marketinginstrumente 
und die Organisation dieser Parameter im Unternehmen. Dies ist zu ergánzen durch Finan-
zierungsiiberlegungen. Oft wird es sich anbieten, die Gesamtheit dieser Vorüberlegungen ais 
Projekt zu definieren, um Alternativen zu erarbeiten und die Entscheidungen vorzubereiten. 

Abb. B-1/2: Strategieschritte 

Entscheidungen treffen 

• über die mit dem Schritt ins Ausland verfolgten Ziele 
• in welche Márkte man geht (Marktauswahl, Abschnitt B-4) 
• über die Markteintrittsstrategie (Abschnitt B-5) 
• wie man in die Márkte eintritt (Markteintrittsform, Abschnitt B-6) 
• über die Marketinginstrumente (Marketingmix, Abschnitt B-7) 
• über die Organisationsform (Teil C) 

B-2. Gescháftsanbahnung 

Fiir viele Unternehmer ergibt sich der erste Geschaftskontakt ins Ausland oft zufdllig, weil 
sie mit einem spáteren Gescháftspartner irgendwo aus ganz anderem Anlafs zusammenge-
troffen sind oder weil von bislang unbekannter Seite ein Auftrag eingeht (Ordergescháft). 
Eine gezielte Gescháftsanbahnung kann auf vielfáltige Weise erfolgen: Unternehmen stellen 
sich auf Messen im Inland oder Ausland vor, durch Aufhahme in Profil- und Adrefidateien 
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von Verbánden, Banken, Kammern und Institutionen (beispielsweise kann eine Registrie-
rung im Supply Roster beim IAPSO, dem Inter Agency Procurement Service Office der Ver-
einten Nationen, oder in das Unternehmensregister einzelner UN-Organisationen Auftráge 
bringen)2, oder durch Prásentation im Internet, durch Werbung in in- und auslándischen 
Fachzeitschriften, in branchenspezifischen Lánderbeilagen grofier auslándischer Tageszei-
tungen (die z. B. oft im Zusammenhang mit Staatsbesuchen aufgelegt werden), oder sie neh­
men teil an Informations- und Kontaktanbahnungsreisen, die nicht selten finanziell unter-
stiitzt werden (u. a. vom Rationalisierungs-Kuratorium der Deutschen Wirtschaft, den 
Unternehmensverbánden oder den Bundes- oder Landeswirtschaftsministerien) - und dann 
wartet man ab, ob Fische anbeifien. 

PRAXISTIP Auf Bundes- und Landesebene gibt es finanzielle Unterstützungen für 
Untemehmen, die eine Beratungsfirma mit der Evaluierung von Auslandschancen be-
auftragen wollen. Die Industrie- und Handelskammern sowie die Handwerkskammern 
verfügen über Informationen, ebenso das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie (www.bmwi.de). 
Zudem fórdert das Bundeswirtschaftsministerium jedes Jahr Informations- und Kontakt-
veranstaltungen in Deutschland und im Ausland. Das Programm kann unter 
www.bfai.de abgerufen werden. 

Parallel dazu werten Untemehmen ihrerseits Informationen aus dem Ausland aus, schreiben 
potentielle Parmer von sich aus direkt an (Offertengescháft) oder nehmen Kontakt auf mit 
Anlaufstellen im In- und Ausland wie z. B. Trade Development Boards (Councils) anderer 
Lander oder den Wirtschaftsabteilungen der deutschen Botschaften und Generalkonsulate, 
nehmen an intemationalen Ausschreibungen (tenders) teil, iiber die u. a. die Bundesagentur 
für AuSenwirtschaft (Bfai, Kóln) (friiher: Bundesstelle fur Auslandsinformationen, Bfai3), 
die dem Bundeswirtschaftsministerium angegliedert ist, die Industrie- und Handelskammern 
(IHKs4) oder die AHKs (Auslandshandelskammem) informieren, die dem Deutschen In­
dustrie- und Handelskammertag (DIHK)5 unterstellt sind (Abb. B-2/1). Die AHKs bieten ein 
spezielles, umfassendes Servicepaket «Internationale MarkterschlieSung» an. Es umfafit 
Marktstudien, Absatzberatung (Nennung von potentiellen Abnehmern, Produkt- und 
Unternehmenspositionierung etc.), Terminorganisation bei Erkundungsreisen und Rechts-
auskunft (Handels- und Bonitátsauskünfte, Vertragsgestaltung, Handelsvertreterrecht, Fir-
mengriindung, Arbeitsrecht und Inkassoverfahren).6 

Abb. B-2/1: Die Auslandskammern vereinheitlichen ihr Beratungsangebot 
Marktstudien, Absatz- und Rechtsberatung, Terminorganisation / Qualit&tsmanagement fur Untemehmen 

2 Einzelheiten konnen bei der Bundesstelle fur AuGenhandelsinformationen (bfai) in Kóln erfragt wer­
den (www.bfai.de). 

3 Im November 2000 hat die Bfai ihr Büros in London, Paris, Atlanta und Santiago/Chile aus Kosten-
griinden geschlossen... 

4 Sprachlich práziser ais IHKs ware HKn, aber das sagt niemand. 
5 Seit 2001; vorher DIHT: Deutscher Industrie- und Handelstag. 
6 Die Kosten Iiegen zwischen 500 und 3000 DM. Für das Qualitátsmanagement der Serviceprodukte 

der AHKs bestehen IS0-9002-Zertifikate. 
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Diese Organisationen ebenso wie Delegierte und Reprásentanzen der Deutschen Wirtschaft 
in vielen Landern («Deutsche Hauser») oder Vereine wie der Ostasiatische Verein (OAV) 
verfügen über sehr umfassende und solide Beratungskompetenzen. Viele Informationen 
werden von der Bfai kostenlos an die HKs weitergegeben, die diese meist ohne Quellen-
angabe in ihr Beratungsangebot iibernehmen. Die Informationen, die von auslándischen 
Regierungsstellen ins Internet gestellt werden, sind mit Vorsicht zu geniefien, weil oft unbe-
queme Details verschwiegen und auch schon mal falsche Behauptungen aufgestellt werden. 
Externe Daten von drifter Seite sind aber auch nicht immer 100-prozentig richtig. 
Der Beratungs- und Unterstiitzungsservice der Wirtschaftsreferate der deutschen Botschaf-
ten im Ausland ebenso wie der diplomatischen Vertretungen auslándischer Staaten in 
Deutschland hángt - das mul? man leider sagen - von der personellen Kompetenz und dem 
persónlichen Engagement der Ansprechpartner im Einzelfall ab. Meine Erfahrungen mit 
Anfragen von Deutschland aus an unsere diplomatischen Vertretungen im Ausland sind 
gemischt, wenngleich insgesamt positiv. Anfragen an auslándische Vertretungen in Deutsch­
land schneiden schlechter ab. Viele Entwicklungslánder kónnen ihre Botschaften oder Kon-
sulate in Deutschland aus Kostengriinden nur mit Miihe offenhalten (ein Umzug nach Ber­
lin stellt oft erhebliche Probleme). Umgekehrt wurde in Afrika jede zehnte deutsche 
Botschaft in den letzten zwei Jahren geschlossen. Wenn es irgend geht, sollte man sich die 
Kosten und die Miihe machen, eine Sondierung <vor Ort> im Ausland zu unternehmen, um 
dann zu entscheiden, ob vertiefende Markterkundungen sinnvoll sind. 

PRAXISTIP Bei Reisen in auRereuropaische Lander sollte man zur Informations-
gewinnung neben den deutschen Botschaften unbedingt auch Kontakt suchen zu den 
Vertretungen der politischen Stiftungen (KAS: Konrad-Adenauer-Stiftung / CDU); FES: 
Friedrich-Ebert-Stiftung / SPD; FNS: Friedrich-Naumann-Stiftung / FDP; HSS: Hanns-
Seidel-Stiftung / CSU), HBS: Heinrich-Bóll-Stiftung / Bündnis90/Grüne) sowie der Deut­
schen Gesellschaft für technische Zusammenarbeit (GTZ) und der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau (KfW), die in derRegel über profunde und verláfSliche Informationen verfügen 
und auch Kontakte zu lokalen Unternehmen und Verbánden vermitteln kónnen. Dies 
sollte man ergánzen durch Gespráche mit Botschaftsvertretern anderer Lánder und Reprá-
sentanten internationaler Institutionen wie Weltbank, Internationalem Wáhrungsfonds 
(IWF/IMF) oder dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP/PNUD). 

Ganz wichtig aber - das zeigen die Erfahrungen immer wieder - ist der Erfahrungsaustausch 
mit anderen Unternehmem, und zwar sowohl mit eigenen Zulieferern, Kunden, Konkur-
renten als auch mit erfahrenen Kollegen aus anderen Branchen im Inland und im Zielland. 
Im Hinblick auf die Anbahnung konkreter Kontakte sind Messen eines der erfolgreichsten 
Marketinginstrumente - natürlich nur, wenn sie entsprechend nacbbearbeitet werden: Kon-
taktpflege ist wichtig. In diese sollten auch wichtige Mitarbeiter des <eigentlichen> Gescháft-
spartners einbezogen werden. Nach dem Motto «Kleine Geschenke erhalten die Freund-
schaft» kann man beispielsweise anláElich nationaler Feiertage oder Feste oder zum 
Firmenjubiláum oder aus sonst einem AnlaE einen GruE senden und überhaupt den Partner 
auch über Entwicklungen und Veránderungen im eigenen (Export-)Land auf dem laufenden 
halten, auch wenn dies nicht direkt mit einem Auftrag zusammenhángt. 
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Deutschland ist der wichtigste Messeplatz der Welt; mehr als zwei Drittel der international 
bedeutsamen Messen dinden hier statt. Messen dienen neben der Prásentation von Waren 
und der Informationsvermittlung auch der Anbahnung von Kontakten und dem AbschluS 
von Kontrakten (Verkaufsmessen), so daS sie teils Vorstufe des AuKenhandels, teils selbst 
Handelsform sind (Abb. B-2/2). Vielen Unternehmen ist die Orderfunktion, d. h. das Her-
einholen von Auftrágen, weniger wichtig als die Kommunikationsfunktion. Schátzungs-
weise kónnen 20 % aller Exportauftráge auf Messebeteiligungen zuriickgefiihrt werden. Aus 
Anbietersicht sind Messen im Ausland auch Gelegenheiten, Absatzwege, Kaufgewohnheiten 
und Verbraucherpraferenzen kennenzulemen und - last not least - das Konkurrenzangebot 
zu priifen. 
Fur Messen. und Ausstellungen miissen Waren, Anlagen und andere Giiter ins Ausland 
transportiert und ggf. anschlieEend wieder zurückgebracht werden. Die damit verbundenen 
Abb B-2/2- Kosten kónnen erheblich sein. Die Bun-

^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ _ desregierung und die Bundeslánder fór-
INDIEN / Praxisnahes Angebot findet Zuspruch d e r n d a h e r _ n e b e n allgemeiner Beratung 
DaS MeSSegeSChaft Spielt und finanzieller Unterstiitzung - auch 
eine herailSrageil.de Rolle Messebeteiligungen deutscher Firmen im 

Ausland, insbesondere in Form von Fir-
mengemeinschaftsstánden, bei denen u.a die Betreuung am Messeort, die Überlassung von 
Ausstellungsfláchen, die allgemeine Werbung und die Nutzung von Kommunikationsmit-
teln mit óffentlichen Mitteln gewáhrleistet oder unterstiitzt wird. Sofern die auf Messen 
angebotenen Giiter im Ausland nicht verkauft werden sollen, muS bei der Verbringung ins 
Gastland eine bestimmte zollrechtliche Behandlung erfolgen, damit der nur voriibergehende 
«Import» ins Gastland nicht zu Zoll- oder anderen Abgabenzahlungen fiihrt (vgl. Abschnitt 
L-5.3 zum Carnet ATA). 

PRAXISTIP Neben anderen Stellen (BMWi, Landes-Wirtschaftsministerien, IHK's, 
BfAl) informiert der Ausstellungs- und Messeausschuft der deutschen Wirtschaft 
(AUMA) in Koln (www.auma.de) tiber die Auslandsmessen, die mit Bundesmitteln 
gefordert werden. Von den insgesamt iiber 10.000 Messen im Ausland werden etwa 
150-200 in das offizielle Messeprogramm aufgenommen. Dabei werden keine direkten 
Zahlungen geleistet, sondern die Forderung vollzieht sich uber subventionierte Teilnah-
megebühren, die urn 40-50% niedriger liegen kónnen. 90% der gefórderten Unter­
nehmen sind KMU, urn deren Nachteile im Wettbewerb mit gróReren Unternehmen, in 
der Informationsbeschaffung und der Finanzíerung zu vermindern. Natürlich treten 
dabei auch «Mitnahmeeffekte» auf, weil Firmen auch ohne diese Unterstiitzung an 
einer Messe teilgenommen harten. 

Befragungen zeigen, dafi Unternehmen mit zunehmender GróSe sich eher an Messen betei-
ligen. Das wichtigste Problem ist der Aufwand fur die Messevorbereitung. In kleineren 
Unternehmen nimmt meist der Chef selbst an den Messen teil und ist dadurch entsprechend 
belastet. Die Messe-Nachbereitung kommt daher oft zu kurz, und dies wiederum beein-
tráchtigt den Nutzen der Messebeteiligung. 
Wenn man schon etwas weiter <globalisiert> ist, empfehlen sich komplementáre Aktivitáten: 
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Die IHK-Gesellschaft zur Fórderung der Aufienwirtschaft und der Unternehmensfiihrung 
mbH in Berlin bescháftigt sich mit Schulungsprogrammen, Wirtschaftstagen und Export-
seminaren, vorrangig für Mittel- und Osteuropa, Asien und Amerika. 
Das Kooperationsbiiro der Deutschen Wirtschaft, Berlin, berát vor allem Unternehmen aus 
den neuen Bundeslandern bei der MarkterschlieEung in Mittel- und Osteuropa und vermit-
telt auch Kontakte und Kooperationen. Alliiberall in Europa und 30mal in Deutschland ist 
die EU mit Beratungsstellen vertreten (Euro Info Centren), die über rechtliche, wirtschaft-
liche, technische und soziale Fragen bezüglich der Mitgliedslánder Auskunft geben. Im Rah-
men der bi- und multilateralen Entwicklungszusammenarbeit ergeben sich zahllose Móg-
lichkeiten der Auftragsbeschaffung. Um Überschneidungen zu vermeiden, vergleichen Sie 
bitte auch Teil D im Zusammenhang mit Finanzierungsmóglichkeiten. 
Soweit, so gut. Nun liegen also Anfragen, Angebote und Kaufauftrage auf Ihrem Tisch. 
Wenn man es nicht schon vorher gemacht hat, mufi spátestens jetzt - am besten durch eine 
SWOT-Analyse - untersucht werden, ob das Unternehmen grundsátzlich Chancen auf Aus-
landsmarkten hat. Und dann muE entschieden werden, welche Márkte von Interesse sind. 
Hier besteht ein gewisses Wechselspiel, weil die Stárken und Schwachen eines Unternehmens 
auch marktabhángig sind, wáhrend umgekehrt die Marktauswahl vom Profil des Unter­
nehmens mit bestimmt wird. 

B-3. SWOT-Analyse 

Eine SWOT-Analyse untersucht Stárken (strengths), Schwachen (weaknesses), Chancen 
(opportunities) und Risiken (threats). Sie geht von den Unternehmenszielen und den Grund-
prinzipien des Unternehmens aus und kann sich auf das Unternehmen insgesamt, auf ein 
Produkt, eine Produktgruppe, ein Projekt oder einzelne Prozesse erstrecken, entweder allge-
mein oder mit Blick auf bestimmte Márkte. Eine SWOT-Analyse kann für Exportmárkte, 
für Direktinvestitionen und eigentlich fur jede Entscheidungsfrage angestellt werden. Die 
Perspektive ist dabei sowohl nach innen ais auch nach aufsen gerichtet: Stárken und 
Schwachen beziehen sich auf interne Aspekte des Unternehmens und kónnen vom Unter­
nehmen beeinflufst werden (z. B. das Produktprogramm oder das Marketingkonzept), 
Chancen und Risiken ergeben sich aus den externen Rahmenbedingungen und entziehen 
sich der Beeinflussung durch das Unternehmen (z. B. die rechtlichen Rahmenbedingungen 
im Zielland). Vgl. auch Abschnitt B-5. 

B-3.1. Stárken und Schwachen (SW-Analyse) 

Für die untemehmensiMterweM Starken und Schwachen (strengths and weaknesses) müssen 
Kriterien und Indikatoren erarbeitet werden (vgl. unten). Stárken sind komparative Vorteile 
des Unternehmens (bzw. des Produkts), z. B. im Hinblick auf die Kernkompetenzen und die 
technischen, personellen, organisatorischen oder finanziellen Ressourcen und Kapazitáten 
des Unternehmens. Schwachen sind komparative Nachteile, Defizite oder zurückhaltender: 
<Bereiche mit Verbesserungspotentialen>. Sie signalisieren Handlunsgbedarf. 
Stárken und Schwachen kónnen sinnvoll nur im (zumindest impliziten) Vergleich mit ande-
ren Unternehmen betrachtet werden, wobei sowohl aktuelle als auch potentielle Konkur-
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renten zu berücksichtigen sind. Sinnvoll ist es, sich fur jedes Kriterium mit einem vorbild-
haften Unternehmen zu vergleichen (benchmarking), denn der Vergleich mit einem fulS-
kranken Kollegen verleitet zur Selbstüberschátzung. In vielen Fallen ist es auch móglich, start 
an einem Vergleichsunternehmens sich an etablierten Normen und Standards zu orientieren 
(beispielsweise ISO- oder DIN-Normen), urn ihre Erreichung zu überprüfen. 
Produkte lassen sich natürlich fast problemlos vergleichen; das <fast> bezieht sich auf Pro-
duktionsdetails, Rezepturen und sonstige Geheimnisse. In der Praxis ist es hingegen nicht 
immer einfach, Vergleichsdaten fur Konkurrenzunternehmen zu bekommen, denn viele 
Daten sind - und bleiben - natürlich unternehmensintern. Insbesondere der Vergleich mit 
auslándischen Konkurrenten in neuen Zielmarkten ist nicht immer leicht durchzuführen. 
Dafiir lohnt sich Industriespionage nur selten. Im náheren Umfeld hingegen - deutsche 
Konkurrenten im Auslandsmarkt - láEt sich so manches in Erfahrung bringen, z. B. aus ver-
óffentlichten Jahresabschlüssen (die <verkürzte> Publizitátspflicht für kleine Kapitalgesell-
schaften in Form der Hinterlegung des - vereinfachten - Jahresabschlusses beim Handels-
registergericht bringt allerdings selten viel Erhellendes). Zudem kennt man sich meist 
sowieso in der Branche, und ein bilSchen Umhóren trágt viel Interessantes zusammen. («Ich 
sage es Ihnen nur unter dem Siegel der Verschwiegenheit ...», und schon ist es 'rum im 
Markt). 

PRAXISTIP Stárken-Schwáchen-Analysen, die ja unternehmens/'/iierne Aspekte 
evaluieren, sollten móglichst durch externe Fachleute unterstützt werden, weil sie meist 
objektiver sind und oft Dinge sehen, für die Untemehmensangehorige betriebsblind 
geworden sind. Meist ist die eigene Einschátzung zu optimistisch oder zu pessimistisch; 
Optimisten glauben geme ihrer eigenen Propaganda. Externe sind u.a. nützlich bei 
Bewertungen von Managementfahigkeiten, organisatorischen Strukturen, Wettbewerbs-
situation, Marktanalysen, technologischen Entwicklungen, Kundenmeinungen und -ein-
stellungen. 

B-3.2. Chancen und Risiken (OT-Analyse) 

Auf der anderen Seite müssen die Chancen und Risiken (Gefahren) (opportunities and threa-
th$) analysiert werden, die sich aus dem in- und auslándischen Umfeld ergeben, also unter-
nehmensexier« sind und sich der Beeinflussung durch das betrachtete Unternehmen entzie-
hen, u.a. die Wettbewerbsstruktur, traditionell und kulturell geprágte Besonderheiten. 
Chancen (opportunities) ergeben sich aus einem positiven Umfeld, in welchem die Stárken 
des Untemehmens unterstützt werden und folglich ausgebaut werden sollten, ggf. unter 
Zurückführung anderer Aktivitáten, für die Schwachen oder Risiken identifiziert wurden 
(eine günstige Regierungskoalition, die den Rechtsrahmen günstig verándert, aktuelle Ereig-
nisse, aus denen man Nutzen Ziehen kann (Hackerangriffe bereiten den Markt fur elektro-
nischen Datenschutz vor). Ein allgemeiner Bedarf an bestimmten Gütern ist grundsátzlich 
eine Chance. Das Marktpotential sollte allerdings etwa práziser quantifiziert werden, als es 
der eingangs zitierte Schuhsohlenhersteller tat: 1 Milliarde Chinesen mal zwei FüEe gleich 
Marktchance. 
Risiken (threats, challenges) ergeben sich aus ungiinstigen, negativen Rahmenbedingungen, 
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die - wenn man sie nicht hinreichend berücksichtigt, den Erfolg des Unternehmens beein-
tráchtigen konnen, beispielsweise das Beziehungsgeflecht, das im japanischen Markt typisch 
ist, oder aktuelle Ereignisse, die sich láhmend auswirken kónnen (Umweltskandale erschiit-
tern das Image eines Industriesektors). Risiken weisen wie Schwachen auf Handlungsbedarf 
hin. 
Eine Umfeldanalyse umfafit insbesondere eine Branchenanalyse: Branchenstruktur (Organi­
sation, Zahl der Anbieter), Markteinteile (absolut, relativ, Verhalmis zu Marktanteilen von 
Konkurrenten7), Kapazitátsauslastung, Umsátze, Qualitáten, Preise, sonstige Konditionen, 
Lieferfristen, Service, Substituierbarkeit, Kostenstruktur, Gewinnsituation etc. Hinzu kommt 
eine Analyse der Kundenstruktur (u. a. Zahl und Bedeutung der Kunden) sowie eine allge-
meine Nachfrageanalyse (Erfahrungen, Trends). 
Die allgemeinen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen beeinflussen u. a. die Kaufkraft und 
die Konsumgewohnheiten. (Interessanterweise lassen sich Luxusgiiter oft gerade in ármeren 
Lándern absetzen, weil sie als Statussymbole fur die Reichen einen guten Markt haben.) 
Hinzu kommen die landesinternen Finanzierungsmoglichkeiten oder die Fluktuationen der 
Wechselkurse (Volatilitat), die steuerliche Belasrung von Gewinnen oder allgemein die Kal-
kulationssicherheit. Ein wichtiger Aspekt ist auch die Verfiigbarkeit von Inputs, auf die ein 
Unternehmen zurückgreifen muE, sei es im Hinblick auf materielle Vorleistungen (Roh-
stoffe, Halb- und Fertigprodukte) oder Dienstleistungen, sei es die Verfiigbarkeit von quali-
fizierten Arbeitskraften. 
Die politischen Rahmenbedingungen kónnen die Stabiiitat von Geschaftsbeziehungen oder 
das Risiko von Investitionen stark beeinflussen, u. a. im Hinblick auf das Enteignungsrisiko 
oder die Einschránkung der unternehmerischen Entscheidungsfreiheit. Zum Beispiel ist 
immer wieder zu beobachten, dafi Investoren aufgrund der Investitionsgesetzgebung im 
Gastland eine <Mindestbelegschaft> fur das Management lokal rekrutieren miissen, wobei 
die Qualihkationen nicht immer im Vordergrund stehen kónnen. Hinzu kommen Transfer-
risiken fiir Kapital und Gewinne sowie ethnische oder religiose Spannungen und Auseinan-
dersetzungen bis hin zum Biirgerkrieg, aber auch die Unterbrechung von Geschaftsbezie­
hungen durch ein Embargo, so wie es viele deutsche Unternehmen im Hinblick auf Iran, Irak 
oder Serbien erleben muEten. Vgl. auch Abschnitt B-6.7.7 zum sog. Landerrisiko. 
Die politischen Rahmenbedingungen iiberschneiden sich meist mit den rechtlichen Rah­
menbedingungen, die vor allem wichtig sind fur den Investitionsschutz und das Wettbe-
werbsrecht, die Vertragsgestaltung, Absatzwege, Markenschutz und Patentrecht, die Pro-
dukthaftung oder den Umweltschutz. Die administrativen Rahmenbedingungen sind 
wichtig fiir Genehmigungsverfahren und sonstige behordliche Prozeduren (hierzu gehort 
auch das Phanomen der Korruption, das fiir westliche Kaufleute oft sehr ungewohnt und 
schwierig ist) sowie fiir die Gestaltung von Arbeits- oder Handelsvertretungs-Vertrágen 
(Abb. B-3/1). 

7 Beispielsweise kann man dies ausdriicken als 1 = ebenso groS wie der Konkurent, beide sind gemein-
sam Marktfiihrer; 2 = zweimal so grofi wie der Zweite; 0,5 = halb so grofi wie Marktfiihrer. 
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Abb. B-3/1: Korruption 

«Bestechung bei Auslandsgescháften ist immer noch die Norm" 

Korruption ist ein „Grundrecht" 

China versucht sich in Korruptionsbekámpfung 

In Amerika wird Bestechung auslándischer Beamter streng geahndet 
Hohe Geldstrafen für Unternehmen/Auch in Deutschland steht Schmiergeldzahlung im Ausland unter Strafe 

EXKURS Zwischen Agentenhonoraren, Sponsorengeldern und «nützlichen Auf-
wendungen» (NA, sprich: Bestechung) ist schwer zu unterscheiden. Eine OECD-Arbeits-
gruppe gegen Korruption schátzt, daB fast jeder Exporteur bereits einmal bestochen und 
so versucht hat, sich einen Wettbewerbsvorteil zu verschaffen. 1997 hat die OECD eine 
Konvention gegen Korruption verabschiedet, die von 34 Staaten unterzeichnet wurde; 
26 haben sie in nationale Gesetze umgesetzt. In Deutschland ist Bestechung - auch im 
Ausland - ein Straftatbestand. Juristischen Personen droht allerdings nur ein Buftgeld; 
ggf. kann ein Unternehmen aber den Schutz durch die Hermes-Kreditversicherung ver-
liegen (vgl. Abschnitt H-3.2). Jedoch: In Lándern mit endemischer Korruption - u. a. 
China, Rutland oder im arabischen Raum - kann ein Unternehmen durch Verzicht auf 
Korruption schnell grofte Márkte einbüGen. Eine echte Zwickmühle. Aber es gibt ja Mak-
ler und andere Agenten ... 

In China und auch anderen Lándern ist die Abgrenzung zwischen strafrechtlich relevan-
ter Korruption und der Pflege und Nutzung sozialer Beziehungen (guanxi) - einschlieft-
lich Vetternwirtschaft und Nepotismus - flieftend. Manche Beobachter unterscheiden 
auch zwischen <grolSer> und <kleiner Korruption>. Man sollte die <petite corruption* zwar 
nicht verniedlichen, sie aber doch abgrenzen gegen die Korruption gróRten Stils, die 
Politikern in leider sehr vielen Lándern vorzuwerfen ist. Wir kommen in verschiedenen 
Abschnitten auf das Korruptionsthema zuriick. 

Seit 1993 arbeitet in Miinchen das Deutsche Chapter der gemeinnützigen Transparency 
International, die sich dem weltweiten Kampf gegen Korruption verschrieben hat 
(www.ti-deutschland.de). Tl ist in 70 Lándern vertreten. 

Die soziologiscben, kulturellen und demograpkiscben Rahmenbedingungen geben Aufschlufi 
iiber die Familien-, Alters- und Geschlechterstruktur oder das Bildungsniveau der Konsu-
menten (in Lándern mit hohem Analphabetismus z. B. kónnen Werbebotschaften nur 
bedingt auf der Schrift aufbauen); ein Markt wie Japan hat traditionell sehr viel lángere Ver-
triebswege als z. B. Deutschland, in die auslándische Unternehmen nur <mit langem Atem> 
einsickern kónnen; patriarchalisch geprágte Gesellschaften sind anders anzusprechen als 
emanzipierte; religiose Normen setzen háufig Gebote oder Verbote - die Liste der Beispiele 
lieSe sich beliebig verlángern. Ein wichtiger Aspekt ist oft auch die Rolle von einflufireichen 
Interessengruppen (z. B. Frauen-, Umwelt-, Minderheiten- und andere Gruppen) sowie die 
Einschátzung von relevanten Behorden und anderen Institutionen. Der Kontakt mit und ein 
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positives Verháltnis zu diesen Akteuren ist oft ein wichtiger Aspekt, den man bei der Pla-
nung einer Markteintrittsstrategie nicht früh genug berücksichtigen kann. 
Zu den Rahmenbedingungen záhlen ferner geographische und klimatische Faktoren sowie 
die relevante Verkehrs- und Kommunikations-iw/rasirw^iwr des Ziellandes. Besonderheiten 
der Infrastruktur kónnen beispielsweise die Vertriebswege beeinflussen, wenn statt Lkw 
oder Bahn Boote verwendet werden miissen; in tropischem Klima miissen fur verderbliche 
Ware durchgehende Kühlketten móglich sein; stándig zusammenbrechende Strom- oder 
Telefonnetze kónnen ebenso gravierende Hindernisse darstellen wie extrem unzuverlássige 
Verkehrsverbindungen, usw. (Abb. B-3/2). 

Abb. B-3/2: Infrastrukturprobleme 

Unsichere Transportwege erschweren Handel mit Osteuropa 
Schwierigkeiten besonders mit dem Zoll / StraBengüterverkehr wachst um den Faktor 10 

Deutsche Unternehmen leiden unter schlechter Infrastruktur in China 
Delegiertenbüro sprieht von desolaten Verhaltnissen / Busse bringen illegal Waren in die Stadte 

B-4. Marktauswahl (Markt-Audit) 
Unabhángig von móglichen zufálligen Kontakten sollte die Auswahl eines neuen Zielmark-
tes grundsátzlich rational erfolgen, und früher getroffene Entscheidungen für Auslands-
márkte sollten immer wieder gezielt iiberpriift werden. Viele Überlegungen im Auslands-
gescháft sind denen áhnlich, die auch im Inlandsgescháft angestellt werden. Nur: Vieles ist 
eben doch anders, und daher ist eine solide Vorbereitung anzuraten, um nicht unverhofft in 
ungeahnte Probleme hineinzuschlittern. Die Marktfáhigkeit von Produkten láSt sich bereits 
aus existierenden AuSenhandelsstatistiken allgemein einschátzen: Man kann daran sehen, 
welche Produkte von welchen Lándern importiert werden. Ein sicheres Indiz ist auch, wenn 
Konkurrenten bereits erfolgreich exportieren. Schon in dieser Phase sollte man auch an ope­
rative Aspekte denken, die sich auf Transport- und Verpackungsfragen, Lagerung, Haltbar-
keit des Produkts etc. erstrecken. 
Wenn seitens der Untemehmensleitung grundsátzlich entschieden ist, Auslandsaktivitáten 
aufzunehmen, sollte das konkrete Engagement solide vorbereitet werden. Dabei stellt sich 
die Frage, ob man dies aus eigener Kraft tut oder auf externe professionelle Unterstiitzung 
zuriickgreift. Im Ausland unerfahrene Unternehmen sollten - so belegt die Erfahrung - sich 
unbedingt beraten lassen. Dabei kónnen sie - wie oben bereits deutlich wurde - eine Viel-
zahl von Unterstützungsmóglichkeiten in Anspruch nehmen. 

B-4.1. Budgetierung 
Ein wichtiger Aspekt sollte eine Abschátzung der mit der Marktanalyse und Marktbeob-
achtung verbundenen internen und externen Kosten sein. Dies hángt natiirlich insbesondere 
von der Prioritat ab, die das Unternehmen dem Vorhaben einráumt. Die Kostenplanung und 
die konkrete Budgetierung sollte sich auf die gegenwártige Sondierungsphase und an-
schlieiSende Up-dates erstrecken, weil eine Marktauswahl keine statische Entscheidung, son-
dern ein dynamischer ProzeS ist. Die Kosten der kontinuierlichen Marktbeobachtung sind 
daher ein wichtiges strategisches Planungselement, das in vielen Unternehmen vernachlas-
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sigt wird, und háufig ist die Kostenrechnung dann auch iiberfordert und liefert keine 
brauchbaren Daten. 
Immer wieder kommt es vor, daS es einem Unternehmen zwar tatsáchlich gelingt, einen FuE 
in einen neuen Markt zu bekommen, sogar Konkurrenten Marktanteile abzunehmen - aber 
dann fehlt das Geld, um diese Position auch zu halten und auszubauen, weil die budgetier-
ten Mittel verbraucht sind. 

B-4.2. Grobanalyse 

Eine gezielte Marktauswahl sollte das Spektrum der über 230 Staaten dieser Welt auf die 
Lander reduzieren, in denen das Unternehmen tatig sein will. Dabei kónnen darüber hinaus 
- insbesondere in so grofien Lándern wie den USA, China, Rutland, Australien oder Indien 
- interne, regionale Begrenzungen vorgenommen werden. Allgemein ist es meist sinnvoller, 
in einem oder wenigen Lándern mit einem stárkeren Engagement vorzugehen als in vielen 
Lándern mit schwácheren Aktivitáten, weil man sich dann leicht verzetteln kann. Dies gilt 
um so mehr, wenn die Kosten des Markteintritts und der Marktpflege relativ hoch sind und 
die Zielmárkte, auf die man sich beschránkt, hinreichend gute Wachstumschancen bieten. 
Eine regional breite Diversifizierung macht vor allem dann Sinn, wenn die Marktbedienung 
mit relativ geringem Aufwand móglich ist. 
Potentielle Márkte sollten nach drei zentralen Kriterien betrachtet werden: Marktattrakti-
vitát, Wettbewerbsvorteile, Risiken. Auch dies kann in Form einer SWOT-Analyse erfolgen. 
Je mehr sich ein Unternehmen in auslándische Márkte einbindet, desto wichtiger wird es, 
die wirtschaftlichen, rechtlichen, administrativen, politischen und soziologischen Rahmen-
bedingungen zu beriicksichtigen. Dabei bietet es sich an, zunáchst eine Grobanalyse vorzu-
nehmen, um die Spreu vom Weizen zu trennen (Marktselektierung). Einige Lándermárkte 
scheiden moglicherweise von vornherein aus (beispielsweise aus sprachlichen, religiósen 
oder ideologischen Griinden), andere, weil bestimmte Mindestbedingungen nicht erfiillt sind 
(wie die politische Stabilitát oder eine verláSliche Infrastruktur). Die verbleibenden Márkte 
werden danach einer intensiveren Feinanalyse unterzogen, bei der die konkreten pro-
duktspezifischen Marktchancen im Mittelpunkt stehen. 
Ein wichtiger Aspekt ist daher die Definition und Prázisierung der Auswahl- und Aus-
schluiikriterien. Beispielsweise kónnte eine bestimmte MindestgroSe des Marktes als 
AusschluEkriterium dienen. Die ausgewáhlten Lander miissen dann einer náheren Unter-
suchung unterzogen werden. Die Vorgehensweise ist natiirlich nicht zwingend, aber einige 
allgemeine Uberlegungen lassen sich verallgemeinern. 

PRAXISERFAHRUNG Die Firma Motee Motoren in Günzburg berichtete, daR 
sie in Kenia, einem Land mit einer eigentlich notorisch unzuverlassigen Stromversor-
gung, gute Gescháfte mit Elektromotoren gemacht habe, die vor allem von Handwerks-
betrieben und Autowerkstátten gekauft wurden. Diese haben auf die lokalen Behórden 
eingewirkt, damit die Stromversorgung verbessert wurde. Hier hat sich quasi der Pro-
dukterfolg auf die Rahmenbedingungen ausgewirkt, und nicht umgekehrt. 

Es empfiehlt sich, die Analyse der in Frage kommenden Lándermárkte nicht erst bis zu 
hoher Vollkommenheit voranzutreiben, bevor man sich an die Feinanalyse mit den spezifi-
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schen Gegebenheiten des Sektormarktes macht. Wahrscheinlich wird man zunáchst einen 
tendenziellen Eindruck vom Lándermarkt zu gewinnen suchen, dann moglicherweise die 
produktspezifischen Marktchancen evaluieren und dies durch eine Analyse von Details der 
landerspezifischen Rahmenbedingungen abrunden. Die hier verwendete Einteilung in Grob-
und Feinanalyse ist also nicht unbedingt chronologisch zu verstehen, und die Abgrenzung 
ist teilweise fliefiend. 
Die zur Auswahl von Auslandsmárkten anzustellenden Analysen kónnen leicht sehr 
umfangreich (und kostspielig) werden. Die Erhebung eigener Daten (Primárdaten) ist fur ein 
einzelnes Unternehmen oft zu umfangreich und zu kostspielig, oft auch nicht móglich. 
Schwierig sind beispielsweise umfassende Kundenbefragungen im Ausland. Daher kann auf 
Sekundárquellen zurückgegriffen werden sowie auf Gespráche mit Kunden, Lieferanten, 
Konkurrenten, HK-Fachleuten auf Messen, Untemehmenssprechtagen - wann immer. Ins-
besondere im Hinblick auf die (politischen) Lánderrisiken gibt es eine Mehrzahl qualitativ 
hochwertiger Informationsmóglichkeiten. 
Man sollte aber grundsatzlich darauf Wert legen, daS die externen Quellen eine moglichst 
enge Vertrautheit mit dem Zielmarkt haben und eine mit der eigenen unternehmerischen 
Blickrichtung kompatible Orientierung verfolgen. Beispielsweise lassen sich aus finanzpoli-
tischen Analysen der Banken die erforderlichen sektorspezifischen Schwerpunkte für den 
Maschinenbau nicht unbedingt mit der erforderlichen Schárfe ableiten; die Wachstumsrate 
des Bruttoinlandsprodukts sagt wenig aus iiber die Entwicklung des Marktsegments fur 
Biiromaschinen. Daher sollten grundsatzlich verschiedene Quellen zu Rate gezogen werden. 
Problematisch kann sein, daté für das eigene Produkt keine spezifischen Daten verfiigbar 
sind, sondern nur iibergeordnete Produktgruppen ausgewiesen werden (Haushaltsgeráte, 
und nicht Kiihlschranke). 

PRAXISTIP Einige IHKs bieten - in Zusammenarbeit mit deutschen Auslandshan-
delskammer und anderen Fachleuten - gegen geringe Gebühr ais Service einen Pre-
Market-Check an. Dabei kónnen gezielt die auf das eigene Unternehmen bezogenen 
Fragen wie Marktchancen, Konkurrenz, geeignete Vertriebswege und Rechtsfragen 
durch für die IHK arbeitende Fachleute <vor Orb untersucht werden. Cleichzeitig wird 
geprüft, ob eventuell gesetzliche Regelungen der Einfuhr des betreffenden Produkts 
entgegenstehen. Bei Bedarf kónnen auch Kooperationspartner ermittelt werden. 

Für gezielte Fragen bietet auch die Bundesagentur für AuRenwirtschaft (bfai/Kóln) einen 
Auskunftsservice an und recherchiert - gegen eine Gebühr von DM 40,- pro angefan-
gener halber Stunde - im Internet, Gesetzestexten, Statistiken, Archiven etc. 

B-4.3. Feinanalyse 

Vor dem Hintergrund der allgemeinen Landermarktbeurteilung muE der Markt im Hinblick 
auf seine produktspezifische Attraktivitát analysiert werden. Hierzu záhlen Aspekte wie das 
aktuelle und potentielle Marktvolumen (wobei der Seriositát externer Schátzungen beson-
dere Aufmerksamkeit zu widmen ist), die Struktur des Kundenpotentials (demographische, 
soziographische, kulturelle und andere zu beachtende Besonderheiten der Abnehmerstruk-
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tur), die Wettbewerbsstruktur (Zahl, GróSe, Marktanteil von aktuellen und potentiellen 
Konkurrenten: Markterfolge locken oft Mitbewerber an), Markteintrittsbarrieren (z. B. 
Besonderheiten im Handelsvertreterrecht, Niederlassungsbeschánkungen, Káuferverhalten), 
usw. 
Aus diesen Untersuchungen sollten die unternehmens- und produktspezifischen Chancen 
und Risiken des betreffenden Zielmarktes abgeleitet werden, sowohl beziiglich der Eignung 
des Produkts im Hinblick auf die Nachfragestruktur als auch beziiglich der Durchsetzbar-
keit gegeniiber Konkurrenzanbietern vor dem Hintergrund der Wettbewerbssituation im 
Land (dies entspricht dem OT: den Opportunities and Threats einer SWOT-Analyse; siehe 
oben). Kriterien dabei sind beispielsweise die Kosten, Preise und Handelsspannen im Ver-
gleich zu Konkurrenzangeboten und die giiterbezogenen Nutzenunterschiede aus der Sicht 
der Abnehmer. 
Informationen sammeln und sortieren ist nur eine notwendige, nicht aber hinreichende 
Aktivitát, die vor allem nicht iibertrieben werden sollte. Datenfriedhofe sind eher kontra-
produktiv. Sehr wichtig ist, all diese Erkenntnisse auszuwerten. Dies kommt oft zu kurz. Um 
den Uberblick zu verbessern, sollten die externen und internen Vor- und Nachteile explizit 
gegenübergestellt werden, um sozusagen den Nettoeffekt herauszuarbeiten. Dies kann 
natiirlich nicht im strengen Wortsinn geschehen, weil dies an der mangelnden Quantifizier-
barkeit von Stárken, Schwáchen, Chancen und Risiken scheitern diirfte. Aber auch aus 
einem mehr qualitativ definierten Uberblick kann sich eine solide Einschátzung ableiten las-
sen. Natiirlich ist es schwierig, ein zu erwartendes gutes Nachfragepotential gegen gleich-
zeitig hohe Lánderrisiken aufzurechnen, so wie es beispielsweise für Rufiland der Fall ist. Die 
Entscheidung fur oder gegen den Eintritt in einen solchen Markt hángt dabei sehr deutlich 
von der Intensitát der Risikoaversion des Unternehmens ab (vgl. Teil H). 
Unabhángig davon sollte eine quantitative Prognose der Rentabilitát des geplanten Engage­
ments aufgestellt werden, wobei die Treffsicherheit der verschiedenen Methoden fur Inve-
stitionsvergleiche - z. B. Gewinnvergleich, Rentabilitásvergleich oder Kapitalwertmethode -
von der Vertrautheit mit dem betreffenden Markt und der entsprechenden Prognostizier-
barkeit von Umsátzen und Kosten abhángt. Materialkosten sollten deflatorisch, Personal-
kosten inflatorisch prognostiziert werden. Ungewohnte und unbekannte Márkte bergen 
daher beachtliche Planungsrisiken in sich. Oft bietet sich an, eine pauschale Plan-Deckungs-
beitragsrechnung zu erstellen, um zunáchst eine Deckung der variablen Kosten sicherzustel-
len, weil anvisierte Márkte grundsátzlich im Kontext mit den anderen vom Unternehmen 
bearbeiteten Márkte gesehen werden sollte. Sofern mehrere Márkte gleichzeitig analysiert 
werden, láftt sich hieraus eine Attraktivitátshierarchie ableiten.8 

Sehr niitzlich ist es, einen eigenen Eindruck vom Zielmarkt zu gewinnen. Das richtige 
<Gefühl> für einen neuen Markt in einem fremden Land kann man schlecht aus Erzáhlun-
gen oder Papieren gewinnen. Wenn es irgend geht, sollten diese Informationen durch eigene 

Auf die betriebswirtschaftlichen Aspekte der Investitionsbewertung oder der Kostenrechnung kón-
nen wir hier nicht eingehen. Die allgemeine BWL-Literatur bietet hierzu eine Fiille von einschlágigen 
Quellen an. Traditionelle Marketingbücher halten sich allerdings im Hinblick auf <harte> Kalkula-
tions- und Bewertungsmethoden meist eher bedeckt; Investitions- und Finanzierungsbiicher sind oft 
ergiebiger. 
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Anschauung komplettiert werden. Eine Markterkundungsreise, die sich vielleicht mit einem 
Messebesuch oder einer Messebeteiligung im Zielland verbinden láSt, sollte wegen der auf-
zuwendenen Kosten gut vorbereitet werden. Es muí? vor allem klar sein, welche Ziele mit 
der Reise verbunden werden. Unternehmensintern folgt daraus die Entscheidung, wer diese 
Reise durchführt: Weil man selten ein Team von Vertretern jeder Abteilung aussendet, muE 
dies gut abgestimmt werden. Die Erkundungsreise sollte zum einen bestehende Informati-
onsliicken schlielsen, zum anderen bestimmte bekannte strategisch wichtige Daten überprü-
fen. Viele der folgenden Punkte sind fur den auslandserfahrenen Gescháftsmann (-frau) 
wahrscheinlich redundant, aber vielleicht findet sich doch noch ein neues Detail. 

PRAXISTIPS Markterkundungsreise: Sinnvoll ist, eine Liste aller bereits vorhande-
nen Kontakte aufzustellen (Namen, Adressen, Telefon, email, ggf. bisherige Ergebnisse 
etc.). Es lohnt sich, Zeit zu investieren in eine sorgfáltige Auswahl der zu kontaktieren-
den Gespráchspartner, weil dies im Land Zeit und Kosten sparen kann. Die gewünsch-
ten Gespráchspartner sollten rechtzeitig angesprochen und koordiniert werden. Dies ist 
oft vom Inland aus nicht umfassend móglich, so daft unbedingt Pufferzeiten in den Rei-
seplan eingebaut werden sollten, urn Verschiebungen aufzufangen und spontane Kon­
takte wahrnehmen zu kónnen. Manche Reise brachte enttáuschende Ergebnisse, weil 
man nicht darauf vorbereitet war, daft im Gastland gerade nationale Feiertage, Ferien, 
Ramadan oder sonstige <Ausfallzeiten> anfielen oder anvisierte Gespráchspartner verhin-
dert, verreist oder «nicht da» waren {«please come back tomorrow ...»). Nach der 
Ankunft im Land sollten vorab vereinbarte Termine bestátigt werden. 

Man sollte hinreichend Visitenkarten, Briefpapier mit Firmenkopf, Bankreferenzen, Emp-
fehlungsschreiben, Prospekte, Produktmuster, Informationsmaterial etc. mitführen, 
móglichst in der Landessprache, oft reicht ersatzweise aber auch Englisch (Übersetzun-
gen sollten unbedingt gegengecheckt werden!), ferner Mustervertráge, Verkaufs- und 
Lieferbedingungen und Auftragsformulare. Der Nutzen von Unterlagen in Deutsch 
dürfte gering sein. 

Dies gilt auch für Funktionsbezeichnungen: Wenn auf einer Visitenkarte steht «Werner 
Hammer, Prokurist», dann weift der auslándische Gespráchspartner oft nicht, was das 
sein man. <Manager> sagt auch nicht viel, aber Hierarchiebegriffe sollten in eine allge-
meinverstándliche Terminologie überführt werden. CEO (Chief Executive Officer) und 
COO (Chief Operating Officer) sind fast schon in den normalen Sprachgebrauch über-
nommen worden. Vor allem unsere amerikanischen Partner haben oft eine faszinierende 
Phantasie: Was mag ein Senior Assistant Vice-President für eine Funktion haben? Sie 
und Ihr Gespráchspartner wollen wissen, ob mit der Position des anderen auch Ent-
scheidungskompetenzen verbunden sind, urn verbindliche Absprachen treffen zu kón­
nen. Dies ist bei einem ersten Kontakt nicht immer eindeutig festzustellen. 

Zur Vorbereitung von Gespráchen und Interviews sind Checklisten und Fragebogen 
nützlich. Nach der Rückkehr sollten getroffene Vereinbarungen schriftlich bestátigt wer­
den. 
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B-4.4. Markteintrittsbarrieren und Markteintrittsrisiken 

Als Markteintrittsbarrieren werden Bedingungen bezeichnet, die ein Unternehmen erst ein-
mal erfiillen mufi, um auf dem Zielmarkt tátig werden zu kónnen, bzw. Gegebenheiten im 
Zielmarkt, die ihm einen Erfolg erschweren oder unmóglich machen. Eine grundsátzliche 
ókonomische Markteintrittsschranke ergibt sich, wenn sich der Markteintritt nicht <rech-
net>, da die abzusehenden Kosten in keinem tragbaren Verhaltnis zu den Erlósen stehen. 
Diese Barriere gliedert sich in zwei Komponenten: zum einen in den bei einem Mifierfolg zu 
erwartenden absoluten Verlust des eingesetzten Kapitals, zum anderen in die Wahrschein-
lichkeit eines MifSerfolges. Über letztere lassen sich meist keine soliden Vorhersagen machen. 
Dieses allgemeine unternehmerische Risiko wirkt bei einem risikoscheuen Unternehmer eher 
als Markteintrittsschranke als bei einem risikofreudigen. Für eine solide Analyse sollten die 
Wertschópfungsketten transparent sein (Wer liefert was wie an wen?). 
Vor allem Unternehmen aus Industrielándern sehen sich oft mit einem Problem in Form 
eines Bumerang-Effekts konfrontiert, der auch als intemationaler Produktzyklus bezeichnet 
wird: Zunáchst beliefert das Unternehmen - durchaus erfolgreich - einen auslándischen 
Markt durch Exporte. Spater wird auch die Produktion ganz oder teilweise in den Ziel­
markt verlagert, z. B. auch durch Lizenzvereinbarungen oder Joint Ventures. Dadurch erwer-
ben die auslándischen Partner (und andere) entsprechendes Know-how. Nicht selten werden 
Produkte auch schlicht imitiert. Die neuen auslándischen Konkurrenten beliefern zunáchst 
ihren eigenen Markt, spáter dann móglicherweise sogar den Markt des ursprünglichen 
Exporteurs und nehmen ihm hier wie dort Marktanteile ab. Besonders betroffen von solchen 
Entwicklungen aufgrund von legalem oder illegalem Know-how-Transfer sind u. a. Sport-
artikel, Bekleidung, Biiromaschinen, Spielzeug, Plastikartikel und Video- und Musiktráger. 
Klassische Barrieren ergeben sich aus protektionistischen Mafsnahmen, mit denen Lander 
den Güterimport oder Direktinvestitionen gezielt behindern, um ihre eigene Wirtschaft zu 
schiitzen. Die Skala der protektionistischen MaSnahmen ist breit und reicht von tarifiiren 
Barrieren wie Importzóllen und anderen Importabgaben über nicht-tarifáre Handels- bzw. 
Investitionshemmnisse wie z. B. Importquoten, Hóchst- oder Mindestpreise, Devisen- oder 
Kapitalverkehrsbeschránkungen, Local-content-Vorschriften, technischen und anderen Pro-
duktnormen und Standards sowie <freiwilligen> Selbstbeschránkungen, d. h. mit politischem 
Druck vereinbarten Exportquoten, bis hin zu Import- oder Investitionsverboten. Es gibt 
Listen mit 700-1000 verschiedenen nicht-tarifáren handelsbehindernden MaSnahmen, 
zusammengestellt u. a. von der WTO und der OECD. Auch Lánderrisiken kónnen als Ein-
trittsbarriere empfunden werden. Damit werden Risiken bezeichnet, die sich aus der Situa­
tion des Ziellandes ergeben, beispielsweise politische Instabilitát (bis hin zum Bürgerkrieg) 
oder das Rjsiko von Enteignung (vgl. Abschnitt B-6.7.7). 
Zudem sind marktseitige Barrieren zu iiberwinden, die seitens des Ziellandes gar nicht 
bewuSt als Schranke konzipiert wurden, sich aber trotzdem so auswirken. Hierzu záhlen 
z. B. die Sprache, das Nachfrageverhalten, Kultur und Mentalitát, Korruption, Kriminalitát 
oder ungewohnte Distributionssysteme, technische Normen, wenn im Importland andere 
Normen gelten und eine Produktanpassung für das exportierende Unternehmen zu kost-
spielig werden würde, ferner ein für das deutsche Unternehmen ungewohntes Rechtssystem 
sowie spezifische rechtliche Probleme, wenn z. B. im Handelsvertretungsrecht eine Aus-
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schlieSlichkeitsklausel unzulássig ist. Für Japan gelten die traditionsbezogenen und sehr 
stark auf gegenseitige Loyalitát begriindete Lieferbeziehungen als Marktschranken, die auch 
ein vor Ort ansássiges auslándisches Unternehmen nur schwer iiberwinden kann. Auch das 
Konsumentenverhalten kann eine Markteintrittsschranke sein, beispielsweise wenn die 
Bevólkerung inlándische Produkte bevorzugt. Je hóher die Markteintrittsbarrieren sind, 
desto hóher sind die Risiken und die notwendigen Investitionen fur einen Markteintritt und 
desto geringer ist natürlich der externe Wettbewerbsdruck. 

B-4.5. Entscheidungsfindung: Bewertung der Analysedaten 

Es gibt eine Vielzahl von Methoden zur Entscheidungsfindung. Meist schwórt jeder auf die 
Methode, die er selbst anwendet. Viele Unternehmer verlassen sich auf ihr Gefühl, <hóren 
auf ihren Bauch> - und fahren oft sehr gut dabei. Andere bevorzugen komplexe Entschei-
dungsmethoden, nicht selten auf quantitativer Basis. Quantitative Kriterien sind vor allem 
dann mit Vorsicht zu genieSen, wenn ursprünglich qualitative, ordinale Variable (gut/besser) 
oder <weiche> Kriterien (Lebensqualitát) in irgendeiner Weise quantifiziert wurden, z. B. durch 
Zuordnung von Punkten oder anderen Gewichten, denn dabei schleichen sich leicht sehr 
subjektive Aspekte ein, wáhrend die quantifizierte Information plótzlich sehr <objektiv> und 
<hart> aussieht. Insbesondere die Auswahl von Informationen und ihre Gewichtungen fiihren 
leicht zu ungewollten Verzerrungen. Solche Verfahren vermitteln nicht selten einen Eindruck 
von Prázision und Zuverlássigkeit, der bei náherem Hinsehen gar nicht gerechtfertigt ist. 
Methodisch bieten sich als Ausgangsbasis Brainstorming und Metaplanning an.9 

Hinsichtlich der Formulierung von Analyseergebnissen und Bewertungen lafit sich sagen, 
daté der eine Leser gerne eine klare, deutliche, auch drastische Sprache bevorzugt, in der ein 
Aspekt z. B. auch mal als «katastrophal» oder «nicht akzeptabel» bezeichnet werden mag, 
wáhrend der andere Leser eine behutsame Diktion bevorzugt, in welcher derselbe Aspekt 
vielleicht als «suboptimal» oder «noch verbesserungsfahig» bezeichnet wird. Wenn man den 
Analytiker nicht gut kennt, sollte man ihm (ihr) getrost sagen, wie man es gerne harte bzw. 
fragen, wie es gemeint ist. 

Vielfach ist es niitzlich, die Stárken und Schwáchen (SW) in einem Profil graphisch auszu-
werten und sie ggf. mit dem Profil eines Vergleichsunternehmens zu kombinieren (bench­
marking) (Abb. B-4/1) oder eine Auswertung in Form einer Matrix, in der strategische Wett-
bewerbsvor- und -nachteile gegeniiber einem Vergleichunternehmen nach den Kriterien 
wichtig/unwichtig und unterlegen/iiberlegen bewertet werden. Analog kónnen Chancen-
Gefahren-Profile (OT) zur Verdeutlichung verwendet werden. Die Skalierung kann bei­
spielsweise in einem Spektrum von +5 bis -5, in Prozent der Zielerreichung oder von <1> 
(sehr gut) bis <6> (unzureichend) erfolgen; es gibt zahlreiche Móglichkeiten. 
Der Wert einer SWOT-Analyse im Rahmen einer Marktuntersuchung hángt in hohem MaGe 
von der Zuverlássigkeit des vorhandenen Datenmaterials ab. Grundsátzlich ist immer zu 

9 Durch Brainstorming sammelt man in einer Gruppe <unsortiert> spontane Ideen. Diese kann man 
z. B. visualisieren und strukturieren, indem sie auf Kártchen notiert werden, die man auf einer Pin-
wand nach Belieben groEfláchig sortieren, verschieben, gruppieren und im Team diskutieren kann 
(Metaplanning). Sehr oft ergeben sich dabei Impulse, die man auf dem <flachen> Schreibblock - und 
vor allem allein - nicht entdeckt hatte. 
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Abb. B-4/1: Starken-/Schwachen-Profil* 

Kriterium 

1. Produktqualitat 

2. Marketingkonzept 
3. Finanzsituation 

4. Deckungsbeitrag 
5. Standort 
6. Managementsystem 

7. Distributionssystem 

8. Personalkapazitat 

Schlecht 

x-=c: 

o 

Durchschnitt 

O 

xkc^ 
,---o 

Gut 

^x 

^ l 
—-X 

—x 

* stark vereinfacht 

fragen, ob die zur Verfiigung stehenden Informationen geeignet sind, zur Problemlósung bei-
zutragen und ob aus ihnen Schliisse fur den Untersuchungszweck gezogen werden kónnen. 
Hinsichtlich der Vollstándigkeit der Daten wird man oft «funfe grade sein lassen miissen», 
aber es ist wichtig, eventuelle wichtige Informationslücken aufzuspiiren und zu schliefien 
versuchen. Die Zuverlássigkeit (Validitát) der Daten kann oft nur erhofft werden; dies hángt 
auch von der allgemeinen Vertrauenswiirdigkeit der Quelle ab. Problematisch - aber nicht 
selten - ist, wenn urspriinglich schlicht als Meinungen zu klassifizierende Aussagen im Zuge 
der Weiterreichung den Status von harten Fakten erhalten. Hinsichtlich der Aktualitát der 
Informationen ist zu beurteilen, wie stark sich die Situation zwischenzeitlich geándert haben 
kónnte. Wie schon erwáhnt, sollte sich ein ausgewogenes Kosten-Nutzen-Verháltnis beziig-
lich des mit der Analyse verbundenen Aufwands ergeben. 

Viele Untemehmen wenden bei Entscheidungssituationen A-B-C-Methoden an, sei es bei 
der Bewertung von Márkten und Produkten oder der Klassifizierung von Lieferanten oder 
Kunden: A ist super, C rat zu Vorsicht, D ist vóllig <out>. Natiirlich kann man das Klassifi-
zierungsspektrum beliebig verbreitern oder modifizieren, sollte sich aber bewufst sein, daS 
es sich wiederum um eine subjektive Klassifizierung handelt. Andere Untemehmen erstellen 
Tabellen, in denen bestimmte Kriterien fur die betrachteten Marktalternativen zusammen-
gestellt und benotet oder bepunktet werden - Marktzugang, Produktionsbedingungen, Káu-
ferpotential, Wettbewerbssituation, Absatzprognosen usw. usw. Hier kann man beliebig in 
die Breite und die Tiefe gehen, sollte dies aber nicht iibertreiben, weil man sonst den Wald 
vor Báumen nicht mehr sieht. Als Entscheidungsf orbereitung sind solche Ubersichten aber 
niitzlich. Wie irnmer die angewendete Analysemethode auch aussieht: In jedem Fall sollte 
ein konkreter Entscheidungst/orscWtfg abzuleiten sein, um nicht auf der Einserseits-anderer-
seits-Ebene hángen zu bleiben. 

B-5. Strategien der Markterschlieftung 

Eine SWOT-Analyse, so wie sie vorstehend umrissen wurde, ist zunáchst eine Bestandsauf-
nahme, dann aber die Basis fur die Entwicklung von Strategien und Planungen. Stárken 
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(z.B. profunde Markterfahrung oder <unschlagbare> Produkte) sind die Basis fiir Erfolg; 
Schwáchen (veraltete Maschinen und Anlagen) kónnen geheilt werden, wenn die Ressourcen 
ausreichen; manchmal kann eine Schwáche in eine Stárke verwandelt werden (z. B. als Markt-
nischenstrategie eines kleinen Unternehmens); Chancen sollten erkannt und ergriffen werden; 
Risiken, Bedrohungen und Gefahren miissen akzeptiert, und ihnen muS begegnet werden. 
Eine SO-Strategie - interne Stárken (Kompetenzen) und externe Chancen - ist offensiver 
Natur und versucht, die günstigen Faktoren starker zu nutzen. Eine WT-Strategie (interne 
Schwáchen und externe Risiken) ist defensiv und will einerseits Schwáchen minimieren, 
andererseits den ungünstigen Faktoren und Gefahren ausweichen bzw. ihnen entgegenwir-
ken. Daher wird alternativ auch von SOFT-Analysen gesprochen, bei denen die positiven, 
günstigen Aspekte auf der einen Seite (Strengths, Opportunities) und die negativen, ungün­
stigen auf der anderen (Failures = weaknesses, Threats) gegenübergestellt werden.10 Eine ST-
Strategie versucht, externe Risiken durch internen Stárke zu minimieren. Eine WO-Strategie 
stellt darauf ab, angesichts günstiger Rahmenbedingungen unternehmensinterne Schwáchen 
zu beseitigen. In Amerika werden die vier Bereiche auch gerne zu einer TOWS-Matrix 
zusammengestellt. 

Eine SWOT-Analyse kann - produktbezogen - Informationen liefern hinsichtlich der stra-
tegischen Beurteilung in Form einer Portfolio-Analyse nach dem sog. Boston-Fenster (Abb. 
B-5/1): 

Abb. B-5/1: Boston-Fenster 

„Nachwuchs" 

„arme Hunde" 
(Sorgenkinder) 

„ Stars" 

„Melkkühe" 

Marktanteil 

niedrig • hoch 

Stars sind Produkte, bei denen man in einem Markt mit hohem Wachstumspotential zudem 
noch über einen hohen Marktanteil verfügt. Besser kann es nicht sein. Der Nachwuchs (oder 
«Fragezeichen») wird reprásentiert durch Produkte, bei denen man in Wachstumsmárkten 
(noch) über nur geringe Marktanteile verfügt, die man also ausbauen sollte, sofern man 
nicht doch lieber aussteigt. Melkkühe (cash cows) sind Produkte, die noch einen hohen 
Marktanteil aufweisen, wobei der betreffende Markt jedoch keine groSe Dynamik (mehr) 
hat. Ergo: Die Situation ausnutzen und herausholen, was geht, solange es noch geht. Die 
Armen Hunde (underdogs) sind die Sorgenkinder, d.h. Güter mit geringen Marktanteilen in 
zudem wachstumsschwachen Márkten. Zu überlegen ist, ob man sich aus diesen Márkten 
nicht herausziehen sollte. Andererseits gibt es nicht wenige Unternehmen, die mit einer sol-

Í 

In Lateinamerika spricht man analog von FODA: fuerzas, oportunidades, debilidades, amenazas. 
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chen Nischenposition durchaus zufrieden sind, weil sie davon hervorragend leben kónnen. 
Fiir kleinere Unternehmen ist das Kriterium des relativen Marktanteils oft wenig aussage-
kraftig, weil man sich im NuU-Komma-Bereich bewegt. Stattdessen kann man auch den 
Anteil des betrachteten Produkts am eigenen Umsatz und statt des allgemeinen Markt-
wachstums die eigenen Marktchancen ais Bezugsgrófse wáhlen. 
Auf der strategischen Ebene lassen sich vier Varianten mit unterschiedlichen Risikograden 
unterscheiden (Abb. B-5/2; sog. Ansoff-Matrix). Die Strategien sollten u. a. jeweils verdeut-
lichen, was zu ihrer Verwirklichung getan werden mul? und was dariiber hinaus getan wer­
den konnte. 

Abb. B-5/2: Strategische Alternativen 

erschlossene Márkte neue Márkte 

etablierte Produkte 1: statische Strategic 2: Marktentwicklung 
neue Produkte 3: Produktentwicklung 4: simultane Innovation 

• Strategic 1 bezieht sich auf ein Unternehmen, welches in erschlossenen Márkten (im 
Inland oder Ausland) etablierte Produkte vermarktet. Dies ist eine relativ unproblemati-
sche, statische Strategic und kann der Ausgangspunkt fiir strategische Erweiterungen sein. 

• Wenn etablierte Produkte auf neuen Márkten im Ausland verkauft werden sollen (Strate­
gic 2: Marktentwicklung, Marktdiversifikation, Market Strecbing), muE man sich auf die 
Gegebenheiten der neuen Ziellánder einstellen. Dies ist eine Standardsituation im expan-
siven internationalen Gescháft und wird auch als regionale Diversifikation bezeichnet. 
Neue Márkte kónnen <verwandte> oder <fremde> Márkte sein; vgl. oben Abschnitt B-4. 
Regionale Diversifikation setzt voraus, da8 man iiber strategische Vorteile wie schlecht 
imitierbare oder nicht substituierbare Ressourcen verfügt (z. B. Patente, Know-how, spe-
zialisierte Manpower, Logistikkonzept), weil sonst die Gefahr besteht, sich durch legale 
Nachahmung oder illegale Imitation Nachteile einzuhandeln. Die im deutschen bzw. 
europáischen Umfeld vorhandene Rechtssicherheit insbesondere des Markenschutzes ist 
nur bedingt auf viele andere Lánder iibertragbar. 

• Sofern das Unternehmen in bereits erschlossenen Auslandsmárkten neue Produkte ver-
kaufen will (Strategic 3: Produktentwicklung, Produktdiversifikation), erfordert dies ein 
entsprechendes neues, produktabhángiges Marketing. Nicht wenige Unternehmen folgen 
dabei dem Beispiel von schon vorausgegangenen Konkurrenten (Me-foo-Strategie). Es sei 
nochmals betont, dal? sich vorangehende Erfahrungen nur bedingt auf andere Márkte 
iibertragen lassen. 

• Besonders schwierig und riskant ist Strategic 4, bei der neue Produkte in neue Márkte ein-
gefuhrt werden sollen, denn dies erfordert simultane Innovationen in beiden Dimensio-
nen. Dabei unterscheidet man horizontale Diversifikation, wenn das Produktsortiment 
erweitert wird, vertikale Diversikation, wenn eine Wertschópfungsstufe vor- oder nach-
geschaltet wird, oder laterale Diversifikation, wenn das Unternehmen etwas vóllig Neues 
macht (ein Margarinehándler geht in den Touristikmarkt) (Unilever). 

Hinsichtlich der Erschliefiung neuer Auslandsmárkte sind - aus anderer Perspektive - wie-
derum zwei grundsátzliche Strategien zu unterscheiden: 



26 B Marktauswahl und MarkterschlieGung 

(1) Oft wird eine Wasserfall-Strategie verfolgt, indem man von erschlossenen Márkten aus 
im Zeitablauf auf verwandte und schlieSlich auch auf fremde Márkte vordringt, d. h. den 
Weltmarkt nach und nach <aufrollt> (Abb. B-5/3). Erschlossene Markte sind solche, auf 
denen das Untemehmen bereits tátig ist und sich gut auskennt. Als verwandte Markte 
bezeichnet man solche, die Ahnlichkeiten mit den erschlossenen Márkten aufweisen, für ein 
in Deutschland tatiges Untemehmen beispielsweise Ósterreich, Schweiz oder Niederlande 
oder - wenn man bereits in Belgien tátig ist - Frankreich, oder bei europáischer Erfahrung 
ein nordamerikanischer Staat, wobei man jedoch die Unterschiede zwischen verwandten 
Márkten auf keinen Fall unterschátzen sollte. Beispielsweise gilt die Schweiz als einer der 
schwierigsten Márkte, wo man am Telefon am besten Schwyzerdiitsch spricht. Frankreich 
ist nicht Paris, London ist nicht Grofibritannien. Kanada kann nicht von den USA aus mit-
betreut werden; da wird schon eher eine Bearbeitung von Deutschland aus akzeptiert. 

Abb. B-5/3: Wasserfall-Strategie 

Heimatmarkt 

Markt A 

Markt B 

Markt C 

• Zeit 

Zu den fremden Márkten záhlen die Lander, die sich erheblich von den heimischen Mark-
ten unterscheiden und/oder mit denen man wenig vertraut ist, z. B. im Hinblick auf die poli-
tischen Verháltnissen, die Infrastruktur oder die Kultur und die Mentalitát der Bevólkerung 
(vielleicht Spanien, Osteuropa, USA, Vietnam, China, Korea). Nachdem in der Vergangen-
heit aus deutscher Sicht iiberwiegend Lander der ersten beiden Kategorien als Handelspart-
ner in Frage gekommen waren, riicken im Zuge der immer starker werdenden Globalisie-
rung zunehmend Lander der dritten, <fremden> Kategorie in das wirtschaftliche Interesse. 
Eine Wasserfallstrategie kann nur bei relativ langen Produktzyklen realisiert werden, weil 
sonst die Attraktivitát der Produkte abnimmt. Entsprechend ist die Amortisationsdauer der 
Investitionen meist lánger. 

(2) Bei kiirz'eren Produktzyklen (Mode, Computersoftware) wird daher meist eine Sprink-
ler-Strategie verfolgt (Abb. B-5-4): Ein Produkt wird gleichzeitig und parallel in unter-
schiedlichen Márkten eingeführt, bevorzugt in der sog. Tríade (Europa, Nordamerika, 
Japan/Ostasien), urn global prásent zu sein. So gelang es beispielsweise damals, das Video-
system VHS gegeniiber dem technisch iiberlegenen System Video 2000 durchzusetzen, das 
strategisch nur regional ausgerichtet war. 

Durch eine Sprinkler-Strategie wird das Risiko der Abhángigkeit von einzelnen Márkten 
verringert, weil weitgehend standardisierte Produkte global vermarktet werden. Eine Markt-
erschliefsungsstrategie nach dem Sprinkler-Prinzip bietet Kostenvorteile, da Forschungs-

r> 
r> 

r\ 
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Abb. B-5/4: Sprinkler-Strategie 

Markt A ' \ f > D 
B \l C 

Heimatmarkt 

und Entwicklungskosten reduziert werden und man sich mit weniger Entwicklungsaufwand 
fur Einfiihrungs- oder Promotionkampagnen begniigen kann. Zudem beginnen die Pro-
duktzyklen in alien Márkten gleichzeitig, verlaufen allerdings nicht unbedingt parallel, weil 
dies von verschiedenen Faktoren unterschiedlich beeinfluSt wird (Konsumgewohnheiten, 
Wettbewerbsstruktur). 
Sprinklerstrategien bedeuten aber auch Probleme. Bei globaler Markteinfiihrung kann die 
Sicherung von Schutzrechten (Markenname, Patente) wegen der Unterschiede in den natio-
nalen Rechtssystemen ein nicht unerhebliches Problem darstellen. Eine andere Gefahr 
besteht darin, daS man bei áhnlichen Márkten die dennoch bestehenden feinen Unterschiede 
nicht entsprechend beriicksichtigt. Beispielsweise bestehen im Zusammenhang mit der 
Kommunikationspolitik (u.a. Werbung) vielfáltige Unterschiede zwischen áhnlichen Lán-
dern. Eine Konservendose ist in Grofibritannien <tin> und in den USA <can>; in Spanien heiSt 
Auto coche und carro in Lateinamerika; <matador> bedeutet in Spanien Stierkámpfer und 
<Killer> in Puerto Rico, etc. Wáhrend das Produkt standardisiert verkauft wird, muS der 
Marketing-Mix oft angepafit werden. 
Die hier skizzierten Beispiele strategisch nützlicher Instrumente sind natiirlich nur beispiel-
haft und unvollstándig, aber wir kónnen die allgemeinen Aspekte des Managements und 
Marketings - auch im Hinblick auf diverse auSenwirtschaftliche Spezifika - hier nicht aus-
bauen, ohne den Rahmen vóllig zu sprengen (dieses Buch ist ohnehin schon recht umfang-
reich, sagt mein Verleger). 

B-6. Markteintrittsformen 

In vielen Unternehmen entwickelt sich die Intemationalisierung graduell; nur wenige 
machen einen <revolutionáren Sprung>. Eine vorsichtige Ausweitung der Inlandsaktivitáten 
auf das Ausland (regionale Diversifikation) ist vor allem in kleinen und mittleren Unterneh­
men (KMU) fast als Standardstrategie anzusehen - Schritt fur Schritt, zunáchst meist über 
Exporte (oder Importgescháfte), die vom Inland aus abgewickelt und vielleicht von Han-
delsvertretern vor Ort betreut werden, spáter vielleicht gefolgt von eigener Prásenz im Aus­
land durch eine Vertriebsniederlassung, und schliefilich gar eine eigene Produktionstochter. 
Natiirlich láfit sich dies nicht pauschalieren, da branchenmaSig und sektoral sehr viele 
Unterschiede bestehen, beispielsweise zwischen Unternehmen, die nur im Handel, und sol-
chen, die auch in der Fertigung tátig sind. Dennoch lassen sich einige grundsátzliche Aspekte 
herausstellen. 
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Die verschiedenen Markteintrittsformen unterscheiden sich vor allem hinsichtlich des erfor-
derlichen Kapitaleinsatzes und der mit dem Auslandsengagement verbundenen Risiken (vgl. 
Abb. B-6/1). Beides nimmt in der folgenden Darstellung tendenziell Schritt fur Schritt zu. 

Abb. B-6/1: Alternative Markteintrittsformen 

Risiko 
i i • Errichtung einer Produktionsniederlassung 

• Kauf einer Produktionsniederlassung 
• Joint Venture 

• Verkaufsniederlassung 
• Lizenzvergabe, Lizenzfertigung, Auftragsproduktion 

• Indirekter Export, Vertriebskooperation 
• Direkter Export 

• Kapitaleinsatz 

Alie Markteintrittsformen weisen Vor- und Nachteile auf. Welche angewandt wird, hángt 
von den Zielen und den Moglichkeiten des Untemehmens, den rechtlichen Rahmenbedin-
gungen und den spezifischen Marktverhaltnissen ab. Verschiedene Elemente kónnen jedoch 
kombiniert werden, urn einzelne Nachteile zu kompensieren. So kónnen Direktinvestitionen 
beispielsweise durch Auftragsproduktion vorbereitet und die in der Regel lángere Vor- und 
Anlaufzeit einer Direktinvestition überbrückt werden. 
Háufig sind verschiedene Markteintrittsformen denkbar. Dann bietet es sich an, den Ent-
scheidungsprozeS zu objektivieren, indem fur die verschiedenen Alternativen die Konse-
quenzen durchgespielt und quantifiziert werden, wobei verschiedene Variable (Gewinn, 
Zólle, Wechselkurse etc.) in best case-, worst case- und mittlerer Prognose (mit x-%iger 
Wahrscheinlichkeit) miteinander gekoppelt werden. 
Im Regelfall wird ein Unternehmen danach trachten, daE seine Entscheidungsfreiheit móg-
lichst wenig eingeschránkt wird. Je hóher der Selbstbestimmungsgrad sein soil, desto hóher 
ist aber in der Regel der notwendige Kapitaleinsatz. Da das unternehmerische Risiko nicht 
zu versichern ist, kann eine falsche Markteinschátzung weitreichende Folgen haben. Im fol­
genden werden die wichtigsten Markteintrittsformen etwas náher untersucht. 

B-6.1. Direkter Export und Import 

Export- bzw. Importbeziehungen kónnen direkt zwischen dem inlandischen Unternehmen 
und dem auslándischen Partner abgewickelt werden oder indirekt. Beim direkten AufSen-
handel besteht eine direkte Beziehung zwischen Importeur und Exporteur (Ablader) ohne 
Zwischenschaltung von z. B. Maklern oder Ausfuhrhandlern, die vielleicht aus einem Lager 
heraus weiterverkaufen. Sofern Unternehmen sich auf ein sporadisches oder geographisch 
breiter gestreutes Exportgeschaft beschránken, ist es nicht selten, daS die Aktivitáten voll-
stándig vom Sitzland aus gesteuert werden. Direkter Handel ist insbesondere innerhalb 
Europas und auch im EG-USA-Handel iiblich. 
Die wesentlichen Vorteile des direkten Handels bestehen in hoher Flexibilitát, geringerem 
Kapitalaufwand (im Vergleich zum indirekten Handel wird eine Handelsstufe eingespart) 
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und relativ geringerem Risiko: Bei einer Fehleinschátzung kónnen die Gescháftsbeziehungen 
schnell beendet werden, und die «sunk-costs» sind relativ gering. Gegen das Zahlungsrisiko, 
d.h. dafi der Kunde nicht zahlt, kann sich der Exporteur weitgehend absichern (vgl. 
Abschnitt H-3.2 zur Hermes-Versicherung). Die Verteilung der transportbedingten Kosten, 
Risiken und Abwicklungsverpflichtungen auf Exporteur und Importeur ist vertraglich zu 
regeln, was meist weniger eine Frage von Kostenunterschieden ist, sondern eine Frage der 
Risikoverteilung und der ZweckmáSigkeit (vgl. Abschnitt G-2 zu den Incoterms). Fiir risi-
koscheue und auch kapitalschwache Unternehmen ist diese Markteintrittsstrategie sehr vor-
teilhaft. 
Nachteilig ist die (geographische) Kundenfeme - auch wenn man den Markt gut kennt -, 
was sich erschwerend z. B. auf die Servicequalitat, aber auch die Akquisition von Neuge-
scháften im Ausland sowie allgemein auf die Lieferanten-Kunden-Beziehung auswirken 
kann. Manche Márkte sind auf diese Weise nicht zu erschlieSen. Unter anderem in Japan ist 
der persónliche, direkte Kontakt zum Kunden fast unabdingbar; auch in China ist die lokale 
Prásenz ein Mul?.11 Dies kann zunáchst durch reisende Exportvertreter, im Ausland ansás-
sige eigene Handler oder Vertreter oder durch Vertragshándler abgedeckt werden. In einer 
spáteren Stufe ist ggf. stándig eine eigene Prásenz erforderlich, fur die es verschiedene Mog-
lichkeiten gibt (vgl. weiter unten). Allgemein besteht bei direktem Export die Gefahr von 
Kommunikationsproblemen mit den Gescháftspartnem, und es kann zu transportbedingten 
Lieferverzógerungen und verzbgerter Einfuhrabwicklung im Bestimmungsland kommen, 
welche die Zufriedenheit des Kunden beeintráchtigen kónnen, auch wenn sie vom Expor­
teur nicht zu vertreten und nicht zu beeinflussen sind. Háufig kónnen sich Unternehmen 
daher nicht auf Dauer auf reine Exportgescháfte beschránken. 
Zudem kónnen im Auslandsmarkt lokale Produzenten ais Konkurrenten auftreten, oder es 
kommt zu Importkonkurrenz aus anderen Lándern. Dies führt nicht nur zu Absatzproble-
men, wenn die Konkurrenz gleich gut, aber billiger ist, sondern auch, weil die Konkurrenz 
vor Ort prásent ist und Marktchancen unmittelbarer wahrnehmen kann. Es ist eine alte 
Marketingweisheit, daS es siebenmal teurer ist, einen neuen Kunden zu gewinnen, ais einen 
alten zu halten. Die Kundenzufriedenheit (clienting) ist ein wichtiger Erfolgsfaktor, der 
aulSer durch die Preis- und Qualitátspolitik vor allem vom Service bestimmt wird. Die Náhe 
zum Kunden kann Friktionen vermeiden oder abbauen, die sich aus reiner Exportbeliefe-
rung ergeben kónnen. 

B-6.2. Indirekter Export und Import 

B-6.2.1. Entscheidungskriterien 

Beim indirekten Aufienhandel erfolgen Kauf und Verkauf über zwischengeschaltete Perso­
nen oder Unternehmen. Dies bietet sich an, wenn Aus- bzw. Einführer nur über geringe Aus-
landserfahrung und weniger Marktkenntnis und Kontakte verfügen ais der Zwischenhánd-

11 Die Medima-GmbH, Hersteller von Wollwásche, berichtete, daf? sich erst nach sieben mageren 
Anlaufjahren die betráchtlichen Investitionen in den Aufbau persónlicher, intensiver Betreuungs-
strukturen in Japan amortisiert harten. Mittlerweile steht das Unternehmen allerdings vor dem gánz-
lichen Aus. Das wird sicher nicht nur am japanischen Engagement gelegen haben. 
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ler. Import- und Exportaspekte sind oft spiegelbildlich, so daS wir hier vor allem auf den 
Export eingehen. 
Beim indirekten Export nutzt man die Erfahrung von Untemehmen oder Personen aus, die 
den Markt im Partnerland gut kennen, ihr Know-How und Dienstleistungen einbringen und 
den Export - moglicherweise auch den Import im Zielmarkt - technisch abwickeln, z. B. 
selbstándige Exportvertreter, Vertragshándler, Makler oder spezifische Export-Manage-
ment-Dienstleister (Handelsháuser). Dadurch ist das Risiko der Marktferne geringer. Dieser 
Geschaftspartner kann sowohl im Exportland als auch im Importland ansássig sein. Sofern 
der Zwischenhándler in Deutschland ansássig ist und auf eigene Rechnung und Gefahr 
arbeitet, handelt es sich fur das deutsche Untemehmen im Prinzip um ein reines Binnen-
gescháft. Aus haftungsrechtlicher Sicht allerdings kann auch bei solchen Transaktionen der 
Hersteller bzw. Verkáufer sich mit den Folgen eines Exportgescháfts konfrontiert sehen (vgl. 
Abschnitt H-6 zur Produkthaftung). 

Der Vorteil des indirekten Exports besteht vor allem in geringeren Investitions- und Orga-
nisationserfordernissen (keine Exportabteilung, keine Vertriebsorganisation im Ausland). 
Nicht selten erfolgt die Belieferung des Zielmarktes durch Kommissionáre, die aus Kon-
signationslágern heraus verkaufen, die oft als Zollager organisiert sind (vgl. unten und 
Abschnitt K-4.3) und die Marktbedienung erleichtern. (Sofern die Vertriebsleute im Ausland 
erfolgreich sind, wird sich allerdings bald die Frage stellen, ob nicht doch eine eigene Pro-
duktion vor Ort sinnvoll ist, eventuell allein oder mit einem Partner, siehe unten.) Zudem 
konnen eine Reihe von Risiken und Kosten auf die zwischengeschalteten Untemehmen 
iibertragen werden: Beim indirekten Export ist beispielsweise kein eigenes Vertriebsnetz des 
Exporteurs erforderlich, und das Absatzrisiko und weitere Risiken (vgl. Teil H) sowie die 
Kosten ab Zwischenhándler liegen bei diesem. Beim indirekten Export iiber ein im Import-
land ansássiges Untemehmen bestehen fur den Kunden oft bessere Móglichkeiten, die Ware 
vor VertragsabschluS zu priifen. 

Solchen (hier nur unvollstándig angesprochenen) Vorteilen steht in der Regel der Nachteil 
gegeniiber, dafi zwischengeschaltete Handelsháuser oder selbstándige Handelsvertreter sich 
nur begrenzt vom Exportland aus steuern lassen. Der indirekte Handel steht und fállt mit 
dem Engagement, den Qualifikationen und der Fortune des Reprásentanten im Gastland. 
Auch ist der Kontakt zwischen dem eigentlichen Hersteller und dem Kunden durch die 
Zwischenschaltung einer Handelsstufe eben auch nur indirekt. Der Zwischenhándler oder 
Vertreter tut sich oft schwer, die produktbezogenen Stárken gegen den Nachteil herauszu-
kehren, dais der Hersteller nicht im Land prásent ist, was tendenziell Pre- und After-Sales-
Servicenachteile bedeuten kann (geographische Entfernung, telefonische Erreichbarkeit [ggf. 
Zeitverschiebung, Feiertage], Reaktions- und Lieferzeiten, Sprache etc.). Das wirtschaftliche 
Risiko, ob der ausgewáhlte Vertreter auch etwas taugt, ist oft grower, weil <eine gute Wahl> 
oft ein Problem darstellt. Hier muS man sich oft auf trial and error einlassen. Eine enge óko-
nomische Bindung an das Stammhaus kann ein sinnvolles Instrument sein, beispielsweise 
durch attraktive Provisionen oder durch eine Einbindung als Mitgesellschafter. Die Gewin-
nung guter Reprásentanten im Ausland ist oft schwerer als die Rekrutierung neuer Mit-
arbeiter im Stammhaus (Abb. 6/2). 

Probleme kónnen sich ferner ergeben aus der rechtlichen Vertragsgestaltung, z. B. im Hin-
blick auf auslándisches Handelsvertreterrecht: Nicht in alien Lándern kónnen die nach deut-
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schem Recht móglichen AusschlieElichkeitsvereinbarungen durchgesetzt werden, so dafi der 
<eigene> Handelsvertreter móglicherweise gleichzeitig Konkurrenzuntemehmen vertreten 
kann, was sich auch vom Heimatland aus schlecht kontrollieren lafst. Beispielsweise vertre­
ten in den USA sog. «Multiple Line Reps» (= representatives) typischerweise 5 bis 15 ver-
schiedene Hersteller. Auch innerhalb der EG ist das Handelsvertreterrecht - trotz einer Har-
monisierungsrichtlinie der EG - nicht umfassend harmonisiert. Rechtliche Risiken kónnen 
durch entsprechende juristische Beratung weitgehend ausgeschaltet werden, was jedoch 
einen entsprechenden Kostenaufwand erfordert. 

PRAXISTIP Die Bundesagentur fiir AufSenwirtschaft (bfai) in K6ln führt eine Liste 
von Rechtsanwálten und Patentanwalten in Europa. Auch die Intemetseiten von Lex-
mundi (einem Verbund von rund 160 Anwaltskanzleien und 14.000 Anwálten enthalten 
Informationen iiber Niederlassungs-, Steuer, Arbeits- und Handelsvertreterrecht. Die 
Benutzung ist kostenlos: www.lexmundi.org. 

Die Einschaltung von Zwischenstufen ist ein zusátzlicher Kostenfaktor, wodurch die 
Gewinnspanne reduziert werden kann.12 Fiir einen eigenen stándigen Reprásentanten im 
Ausland muf> man als Gehaltsfixkosten (incl. Auslandszulagen und Reisespesen) leicht 
125.000 Euro (und mehr) pro Jahr rechnen; ein Gescháftsführer einer Auslandsniederlas-
sung erwartet eher 200.000 Euro. Hinzu kommen Biirokosten, die in manchen Lándern 
Asiens enorm teuer sind. Eine Reprásentanz kann sich so schnell auf 500.000 Euro p.a. sum-
mieren. Andererseits gibt es viele Negativbeispiele, wo zwar billigere, aber unerfahrene 
Kráfte im Ausland keinen Erfolg hatten. Dann ist die komplette Investition als <sunk costs> 
anzusehen, und mehr ware oft mehr gewesen: Nicht kleckern, sondern klotzen. - Fiir die 
Überlegung, ob die Export- bzw. Importaktivitaten in einer speziellen Abteilung zusam-
mengefafit oder von den Funktionseinheiten mitbetreut werden, vgl. Abschnitt L-6.5.2. 

B-6.2.2. Formen indirekten Handels 

(a) Einfuhr-/Ausfuhrhandler 
Ein Ausfuhrhandler stellt eine eigene Handelsstufe dar: Der deutsche Hersteller z. B. ver-
kauft an einen deutschen AuEenhándler (Zwischenhándler, z. B. ein GroEhándler); das 
Eigentum an der Ware geht auf den Aufenhándler iiber. Dieser verkauft im eigenen Namen 
und fiir eigene Rechnung an auslándische Importeure. Dies gilt analog fiir Einfuhrhándler 
als Zwischenstufe zwischen auslándischem Exporteur und inlándischem Káufer, nicht sel-
ten ais Vertragshándler. Faktisch ergibt sich daraus ein Inlandsgescháft. 

(b) Absatz- oder Handelsmittler 
Absatz- oder Handelsmittler stellen keine eigene Handelsstufe dar. Daher findet sich gele-
gentlich die Aufassung, daS es sich folglich auch nicht im indirekten Handel handelt. Wir 

12 Andererseits kann man als indirekter Importeur auch von Mengenrabatten profirieren, die der Ein­
fuhrhándler in Anspruch nehmen kann. 
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woilen diese eher akademische Frage hier jedoch nicht vertiefen, weil dies fur die Praxis egal 
ist. Es gibt es eine Reihe verschiedener Absatz- oder Handelsmittler: 
• Ein Reisender steht in einem (stándigen) unselbstándigen Gescháftigungsverháltnis zu 

dem vertretenen Unternehmen. Er handelt in fremdem Namen und auf fremde Rechnung 
(auch: unselbstándiger Handelsvertreter). 

• Ein (selbstándiger) Handelsvertreter (Agent) ist ein rechtlich selbstándiger Kaufmann, der 
aber in fremdem Namen und auf fremde Rechnung handelt (§ 84 HGB). Die konkrete 
Rechtsbeziehung im Innenverhaltnis kann vertraglich gestaltet werden; z. B. kann sich die 
Handlungskompetenz erstrecken nur auf die Vermittlung von Kontakten oder auch auf 
den AbschluE (Abschlufrvertreter). Handelsvertreter stehen in der Regel in einem stándi­
gen Vertragsverhaltnis zu dem vertretenden Unternehmen und arbeiten auf Provisionsba-
sis (oft ist auch ein Fixum iiblich), háufig auch fur mehrere Auftraggeber. Sie kónnen im 
Inland (Exportvertreter) oder Ausland (Auslandsvertreter) tátig sein. Auslandsvertreter 
iibernehmen oft die Einfuhrabwicklung und organisieren den Transport fur den Kunden. 
CIF-Agenten haben sich meist auf bestimmte Warengruppen spezialisiert und bieten diese 
zu CIF-Konditionen an, d. h. «frei Grenze» Importland.13 Sie haben dabei oft ein Allein-
vertretungsrecht, was hingegen in den USA eher untypisch ist. 

Die rechtlichen Regelungen beziiglich der Handelsvertreter sind international sehr unter-
schiedlich, z. B. was die Moglichkeiten anbelangt, die Tátigkeit von Handelsvertretern fur 
Konkurrenzunternehmen auszuschliefien. Vor Abschluf? von Handelsvertretungsvertragen 
sollte man sich griindlich über die nationalen rechtlichen Besonderheiten informieren. 

PRAXISTIP Informationen und Unterstützung bieten an u. a. die Centralvereini-
gung Deutscher Handelsvertreter und Handelsmakler-Verbánde (www.cdh.de). der 
Bundesverband Deutscher Unternehmensberater (BDU; www.bdu.de) oder der Bundes-
verband des Deutschen Graft- und Auftenhandels e.V. (BGA; www.bga.de). Bundesver­
band Deutscher Vertriebsfirmen (www.bdv-aktuell.de) oder der Bundesverband des 
deutschen Exporthandels e.V. (BDEx; www.bdex.de). 

• Ein Makler (vom niederdeutschen tnaken = machen) (§§ 93ff HGB) ist selbstándig und 
spezialisiert auf Vertragsanbahnung und -vermittlung zwischen wechselnden Auftrag-
gebern. In der Regel besteht kein stándiges Vertragsverhaltnis, sondern es handelt sich um 
Einzelauftráge. Typische Beispiele sind Warenmakler (die bei Auktionen und Bórsen-
gescháften tátig werden), Versicherungsmakler oder Schiffsmakler. Fur Maklergeschafte 
gelten meist bestimmte Formvorschriften (z. B. muS eine sog. Schlufinote über getátigte 
Gescháfte ausgestellt werden). Der Maklerlohn (Gebühr) wird auch als Courtage bezeich-
net (vor allem bei Devisentransaktionen) und wird iiblicherweise zwischen beiden Ver-
tragspartner geteilt. Makler handeln in eigenem Namen fur fremde Rechnung. Im inter-
nationalen Handel spricht man auch von cif-Agent, comprador, distributor und jobber. 
Im Finanzbereich werden Makler auch als Broker bezeichnet. 

13 CIF (costs, insurance, freight) ist eine Standardklausel (vgl. Abschnitt G-2) und bedeutet, da(? Lade-
und andere Kosten, Versicherung und Fracht bis zum Bestimmungsort im Ausland vom Exporteur 
getragen werden. 
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• Eine andere Móglichkeit besteht darin, «Briickenkopfe» mit Kommissionswaren zu 
begründen. Ein Kommissionár (§ 383ff HGB) (commision [frz.] = Auftrag) kauft bzw. ver-
kauft selbstándig in eigenem Namen, aber auf Rechnung des jeweiligen Auftraggebers 
(Kommittent). Er iibemimmt z. B. für einen Exporteur Ware in eigenem Namen, aber fur 
fremde Rechnung (Verkaufskommissionár) und erhált dafiir eine Provision. Es findet also 
kein Zwischenerwerb start; das Eigentum verbleibt bis zum Verkauf beim Exporteur, 
d. h. der Exporteur tragi das Absatzrisiko. Sofern die Ware nicht verkauft wird, entstehen 
ihm Lager- und andere Kosten, und er muí? ggf. auch den Riicktransport der Ware tra-
gen, sofern es nicht giinstiger ist - was oft der Fall ist -, die Ware vor Ort zu <verramschen>. 
Móglich ist auch das Handeln auf eigene Rechnung des Kommissionáres durch Selbst-
eintritt und anschlieSenden Verkauf aus eigenen Bestánden. Sofern der Exporteur sein 
Warensortiment durch Zukáufe im Ausland ergánzt und diese im Ausland wieder ver­
kauft, liegt auSenwirtschaftsrechtlich Transithandel vor (vgl. Abschnitt J-4). Im Innenver-
háltnis zum Verkaufer entspricht der Kommissionár weitgehend einem Handelsvertreter. 
Analoges gilt im Export fur einen Verkaufskommissionár. 

Kommissionslager werden oft als Konsignationslager organisiert (consigner [frz.] = ver-
wahren, hinterlegen), dessen Bestánde Eigentum des Verkáufers bleiben: Der Produzent/ 
Lieferant (Konsignant) liefert Waren in ein Lager, zu treuen Hánden des Lagerhalters (Kon-
signatar). Dieser rechnet z. B. monatlich über die aus dem Lager entnommenen Waren ab. 
Export-Konsignationslager liegen meist im Importland. Sie sichern eine schnelle Belieferung 
des auslándischen Marktes und ermóglichen dem auslándischen Káufer eine Besichtigung 
und Pruning der Ware. Der Exporteur bleibt Eigentiimer der Ware. 

PRAXISTIP Die Ware mulS im Lager und in der Bestandsbuchhaltung als Kon-
signationsware gekennzeichnet sein, urn vor einer Zwangsvollstreckung geschiitzt zu 
sein. 

Bei der Einfuhr werden Konsignationslager zudem oft als Zollager gefiihrt. Dies hat den 
Vorteil, dafi die Ware ohne aufienwirtschaftsrechtliche Abfertigung und in einer vereinfach-
ten zollrechtlichen Behandlung in das Zollager verbracht werden kann, ohne dafi wáhrend 
der Lagerzeit Zolle oder Steuern erhoben werden. Dies geschieht erst bei Verlassen des 
Zollagers zur endgiiltigen Einfuhr (vgl. Abschnitt K-4.3). Beispielsweise fiihren Automobil-
hersteller und Versandhandelsunternehmen meist riesige Warenlager als Zollager. 
Háufig wird Ware exportiert, die der Exporteur bei Lieferanten einkauft und von dort aus 
direkt an den Kunden ausliefern láSt (Streckengescháft), nicht selten in neutraler Ver-
packung und Aufmachung, so daE der Kunde dies gar nicht merkt. Der Exporteur sollte 
dabei sicher sein, daE der Lieferant richtig leistet; ggf. kann man spezialisierte Unternehmen 
mit einer Qualitátsprüfung vor Versendung beauftragen (Pre-Shipment-lnspckúon). 

B-6.1.3. Tauschhandel / Kompensation 

In vielen Fallen muS im internationalen Gescháft in Kauf genommen werden, dafi der Káu­
fer nicht in auslándischen Devisen bezahlen kann, weil sie in seinem Land nicht in hinrei-
chendem MafSe zur Verfiigung stehen und er auch nicht auf Devisenkredite zuriickgreifen 
kann (vgl. Abschnitt D-2.2 zu Bestellerkrediten). Fur Exporteure stellt sich daher oft die 
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Frage, ob sie ein Kompensationsgescháft akzeptieren oder auf einen AbschlufS verzichten. 
Tausch- oder Kompensationsgescháfte werden auch als Gegengeschafte, Verbundgeschafte, 
Bíjríer-Gescháfte oder counter trade bezeichnet (Abb. B-6/3). Aus der Sicht-des Export-
untérnehmens sind derartige Gescháfte meist unbeliebt, denn sie verursachen Probleme, die 
auSerhalb des üblichen Gescháftsbetriebes liegen: Der Exporteur von Maschinen wird bei-
spielsweise mit LederfuSbállen bezahlt, oder ein Hersteller von Motoren fur Sportfluge muS 
Kaffee als Bezahlung akzeptieren. Nicht selten kónnen so auch noch Produkte vermarktet 
werden, die ais regulare Ware nicht mehr absetzbar wáren, weil auch der Káufer Kompro-
misse machen muí?. 

Abb. B-6/3: Tauschhandel Am Kompensationshandel mit Osteuropa 
fiihrt noch kein Weg vorbei | 

Im Handel Maschinen gegen Rohstoffe ist Vertragstreue gefragt 
Die GUS bleibt für Maschinen- und Anlagenbau Grimma wichtig / „Trinkfestigkeit gefragt" 

Russen bezahlen die Modernisierung ihrer Kraftwerke mit Erdgas 

Es liegt auf der Hand, daf? Kompensationsgescháfte besonderen Risiken und Problemen 
unterliegen. In erster Linie ist dabei an die Festlegung der Verrechnungswerte zu denken, da 
es zwar fur bestimmte Rohstoffe Warenborsen gibt, aber z. B. nicht fur Turnschuhe. Der 
Warenwert wiederum hángt ab von der Qualitát und somit von Qualitátsmángeln, wenn bei 
unzuverlassigen oder unseriosen Partnern die im Tausch gelieferte Ware minderwertig ist 
und folglich nicht den erwarteten Verkaufserlos erbringt. Hinzu kommen der lángere Ver-
handlungsaufwand vor dem AbschluS, Lieferverzogerungen, ggf. erst spáterer Liquiditáts-
zufluí? und ein betráchtlicher administrativer Aufwand, sowohl hinsichtlich der Behorden-
formalitaten als auch innerbetrieblich (statt lediglich einen Zahlungseingang zu buchen, 
muí? ein Warenimport- oder Transitgescháft abgewickelt werden). 
Obgleich hier eine betráchtliche statistische Grauzone vorliegt, schátzt der IWF den inter-
nationalen Kompensationshandel auf ein Volumen von 300-400 Mrd. USD oder 15-20% 
des Welthandels. Für deutsche Firmen betrágt der Kompensationsanteil meistens nur bis zu 
1 % des Umsatzes; nur in Einzelfállen werden Werte bis zu 10 % des Umsatzes genannt. Am 
verbreitetsten ist der Tauschhandel im Zwischenhandel mit osteuropáischen Staaten und 
Entwicklungslándern, sektoral in der Chemie-, Maschinen-, Metall- und Fahrzeugindustrie. 
Grófere Firmen haben in der Regel bessere Móglichkeiten, die als <Bezahlung> angenom-
menen Güter wieder zu vermarkten. Innerbetrieblich entstehen zudem betriebsinterne 
Abwicklungs- und Verwaltungskosten. Die Kosten betragen nicht selten 15%-50% des 
Warenwertes, und diese müssen bei den Verrechnungspreisen berücksichtigt werden. Nicht 
wenige Unternehmen unterhalten hierfiir eigene Abteilungen, andererseits gibt es auch Spe-
zialunternehmen, welche Counter-Trade-Güter aufkaufen und vermarkten: eine Art Güter-
Factoring. Dabei sind als Kosten meist zu berücksichtigen Vermittlungsgebühren, Inspek-
tionsgebühren im Exportland und Abwicklungsgebühren; ferner sind wegen der diversen 
Risiken oft betráchtliche Preisabschláge hinzunehmen. Nicht selten tauchen solche Waren in 
billigen Verbrauchermárkten als Sonderposten auf. 
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Verschiedene Formen von Kompensationsgescháften sind zu unterscheiden: 
• Beim Kompensationsgcschaft i.e.S. (<klassischer> barter) werden Waren gegen Waren 

(bzw. Dienstleistungen) getauscht, z. B. werden Arzneimittel geliefert und in FuSbállen 
<bezahlt>. Dabei werden Lieferung und Gegenlieferung im Rahmen ein und desselben Ver-
trages in einer Wáhrung bewertet, u. U. sogar formal fakturiert, und gegeneinander auf-
gerechnet. Wenn keine Vollkompensation zu 100 % vorliegt, erfolgt ggf. ein Spitzenaus-
gleich auf dem Zahlungsweg (Teilkompensation). Dritte sind dabei nicht eingeschaltet (im 
Gegensatz zum Switch-Geschdft, vgl. nachstehend Abschnitt B-6.1.4). Eine Weitergabe 
der Abnahmeverpflichtung des Exporteurs an Dritte ist nicht móglich. Diese Form der 
Gegengescháfte (GG) ist heute recht selten geworden. 

• Bei Gegenkáufen (counterpurchase) verpflichtet sich der Verkaufer der Exportware, fur 
einen Teil des Exporterlóses Waren aus dem Abnehmerland, u. U. Erzeugnisse des Impor-
teurs, abzunehmen, so dai? dort keine Devisen abfliefien. Es handelt sich dabei um zwei 
sich wertmaSig entsprechende, formal aber getrennte Vertrage. Der zweite Vertrag enthált 
eine Vertragsstrafe (Pónale) für den Fall der Nichterfüllung des ersten Vertrags; er kann 
mit Einverstándnis des Abnehmers auch durch Dritte erfiillt werden. Gegenkáufe werden 
auch als Parallel- oder Junktimgeschaft oder Auflagenverkaufe bezeichnet. 

PRAXISTIP Diese Trennung ¡st insbesondere wichtig ¡m Hinblick auf eine Ab-
sicherung des Exportgescháfts durch die Hermes-Versicherung (vgl. Abschnitt H-3.2), da 
nur ein von Importvertrágen unabhangiger Exportvertrag zu besichem ist; zumindest 
darf das Gegengeschaft nicht explizit aus dem Exportvertrag hervorgehen. 

Im Zusammenhang mit der Devisenknappheit der osteuropaischen Lander verstarken sich 
die Forderungen des Exportwirtschaft, auch <klassische> Kompensationsgeschafte im obigen 
Sinne in die Hermes-Versicherung einzubeziehen. 
• Beim Vorwegkauf (advanced purchase) erhált der Exporteur zuerst die Gegenware und 

zahlt den Kaufpreis auf ein Treuhandkonto (escrow account) ein. Dadurch erhált er die 
Sicherheit, daS seine noch zu leistende Lieferung in Hóhe dieses Betrages gesichert ist. 
Dann erfolgt die Lieferung an den Importeur. Gegen Vorlage der entsprechenden Doku-
mente (Akkreditiv) erhált der Exporteur Zahlung aus dem Treuhandkonto. 

• Bei Rückkáufen (product-buy-back) liefert der Exporteur z. B. Werkzeugmaschinen und 
nimmt als <Bezahlung> Werkzeuge ab, die mit eben diesen - oder analogen - Maschinen 
erstellt werden (auf dieser Basis verlief seinerzeit das sog. Erdgas-Róhren-Gescháft mit der 
UdSSR). Da Lieferung und Gegenlieferung zeitlich verzogert erfolgen, ist dabei eine Kre-
ditvereinbarung erforderlich. 

• Eine Variante sind trade-off sets, bei denen sich der Exporteurs verpflichtet, im Rahmen 
der Produktion der betreffenden Lieferung Unterauftráge an Unternehmen des Import -
landes zu vergeben. So gesehen liegt dann eine Auftragsfertigung vor. Eine weitere Vari­
ante stellen Dreieckskompensationen dar; dazu anschlieSend. 

B-6.1.4. Switch-Geschafte 

Switch-Geschafte (to switch = tauschen, wechseln) oder Dreieckskompensationen waren im 
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Ost-West-Handel weit verbreitet, werden aber auch im Handel mit Entwicklungslandern 
getátigt. Vor allem drei Varianten sind gebráuchlich: 
(a) Dreieckskompensation mit barter Ware: A liefert harte, d. h. gut verkaufliche Ware an 

B, dieser harte Ware an C, C zahlt an A harte Devisen. 
(b) Dreieckskompensation mit weicher Ware: A liefert harte, d. h. gut verkaufliche Ware an 

B, dieser weiche, d. h. schwer verkaufliche Ware an C, dafiir berechnet C eine «Preis-
stiitzung» (Risikoabschlag) und zahlt an A harte Devisen minus Abschlag, den A in sei­
ner Kalkulation bereits berücksichtigt hat. 

(c) Dreieckskompensation mit Finanzswitch: Ein direkter Export aus Aland nach Benesien 
scheitert am Devisenmangel: Benesien kann nur in seiner <weichen> Inlandswáhrung 
(Taler) zahlen. Folglich bietet sich folgendes Verfahren an (Abb. B-6/4): Der Exporteur 
verkauft seine Ware einem Switch-Handler und wird in harter Wáhrung bezahlt (Euro), 
der Handler verkauft die Ware nach Benesien und wird in weichen benesischen Talern 
bezahlt. So gesehen, hat er harte gegen weiche Wáhrung getauscht - ein schlechter 
Tausch. Er tut dies jedoch, weil er bei einer zweiten Transaktion den umgekehrten Weg 
beschreitet: Der Handler kauft Ware in Benesien, bezahlt in Talern, verkauft die Ware 
nach Aland und erhált harte Wáhrung - selbstverstándlich jedesmal mit entsprechen-
den Gewinnmargen. 

Abb. B-6/4: Switch-Ceschaft 
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Switch-Handler Cedonien 

2 

Importeur 
Aland \ 

\ \ 
Ware Euro 

W 

Exporteur 
Benesien 

/ / 
Taler Ware 

/ / 
Switch-Handler Cedonien 

PRAXISTIP Rechtzeitig - d. h. vor VertragsabschluG - sollten Informationen über 
die rechtlichen Rahmenbedingungen von Gegengescháften im Importland eingeholt 
werden. Dies ist zu ergánzen durch frühzeitige Informationen über Vermarktbarkeit der 
Gegenware (Mengen, Preise). Wie erwáhnt, sollten Export- und Importvertrag klar 
getrennt werden. Die Vertráge sollten eindeutige Regelungen enthalten für Verzug (auf 
beiden Seiten) und für Nicht- oder Schlechtlieferung. Unbedingt sollten Regelungen,zur 
Streitschlichtung vereinbart werden, insbesondere in Form einer Schiedsklausel (vgl. 
Abschnitt F-4). Sinnvoll ist eine Transferklausel, die eine Abtretung der Abnahmever-
pflichtung des Exporteurs für die Gegenware an Dritte erlaubt. 
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B-6.1.5. Leasing 

Bei Leasinggescháften werden die Giiter nicht verkauft, sondern vermietet. Abschnitt D-3.1 
geht ausführlicher auf Formen und Bedeutung des Leasing ein. 

B-6.3. Kooperation 

Unter Kooperation (Ko-Produktion) versteht man eine sachlich und/oder zeitliche begrenzte 
Zusammenarbeit zwischen ansonsten unverbundenen Unternehmen. Kooperationen kón-
nen auf jeder beliebigen Wertschópfungsebene erfolgen. Beispielsweise werden Marktfor-
schung oder Produktentwicklung gemeinsam durchgefiihrt, Marketingstrategien entwickelt 
oder Vertriebsstrukturen gemeinsam aufgebaut und genutzt, andere Kooperationen 
erstxecken sich auf Beschaffung, Fertigung, Vertrieb, Marketing und Werbung, Finanzierung 
oder Forschung und Entwicklung (Abb. B-6/5). Im AuEenhandel werden auch oft Koope-
rationsvertráge zur Beschickung von Messen geschlossen, um die Vorbereitung und Abwick-
lung zu erleichtem und zu koordinieren und um Kosten zu sparen. 

Abb. B-6/5: Kooperationen 

Kosten senken durch Kooperation 
Erfahrungen aus dem Maschinenbau / Gleiche Kunden, vcrschiedenc Produkte 

Deutsche Investitionsgüterhersteller kooperieren zu wenig 

Henkel erschliefit durch Kooperation neue Márkte in Polen 
Henkel Bautechnik - Polska GmbH / Ein deutsch-polnisches Gemeinschaftsunternehmen gegründet 

Kooperationen werden insbesondere gerne gewáhlt, um ohne gróSeren Kapitaleinsatz einen 
Ful? in einen auslándischen Markt setzen zu kónnen. Manchmal kooperieren dabei kleinere 
Unternehmen mit gróSeren, im Ausland bereits etablierten Unternehmen, um von deren 
Erfahrungen zu profirieren (sog. Huckepack-Strategie), aber auch Kooperationen zwischen 
<gleichen> Partnern sind gebráuchlich. Kooperationen bieten sich auch an zur Ausfuhrung 
von Auftrágen oder Projekten, die fur einzelne Unternehmen zu groS sind. Nach Abschlul? 
des Projekts lost sich die Kooperation wieder auf (im Inland werden z. B. Autobahnbauab-
schnitte oft von einer «ArGe» [Arbeitsgemeinschaft] ausgefiihrt). Daneben gibt es dauer-
hafte Kooperationen, beispielsweise Unternehmenspools: Zwei oder mehrere Unternehmen 
tun sich zusammen, teilen sich die Kosten und auch das Risiko, um mit relativ geringem 
Aufwand einen neuen Markt zu testen. Neben meist vertriebsorientierten gibt es auch zahl-
reiche Beispiele fur Servicepools. In der Regel handelt es sich dabei nicht um unmittelbare 
Konkurrenten. Erfolgt die Kooperation in der gleichen Branche und auf derselben Produk-
tionsstufe, spricht man von horizontaler Kooperation (z. B. gemeinsamer Betrieb einer Ver-
suchsanlage); arbeiten verschiedene Produktionsstufen zusammen, liegt vertikale Koopera­
tion vor. 

In einer Interessengemeinschaft versuchen mehrere Unternehmen, ihre Interessen gemein­
sam besser durchzusetzen als einzeln. Hierzu záhlen auch branchenspezifísche Verbánde und 
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Vertretungen im Ausland. In zunehmendem Mafie sind funktionsspezifische Kooperarionen 
zu beobachten zwischen Unternehmen, die grundsátzlich Konkurrenten sind, die als strate-
gische Allianzen bezeichnet werden. Im Rahmen solcher Biindnisse werden beispielsweise 
im Automobilbau Motoren oder andere Komponenten entwickelt und gefertigt, die beide 
Allianzpartner nutzen. Zweck der Übung ist, Risiken gemeinsam zu tragen und durch die 
Biindelung von Ressourcen Kostenvorteile nutzen zu kónnen, u. a. bei Forschungs- und Ent-
wicklungsinvestitionen (F&cE), oder um gegen gemeinsame Feinde zu Felde zu Ziehen. Es wird 
einleuchten, daS solche Allianzen auf horizontaler Ebene den internen Wettbewerb zwischen 
den Kooperationspartnern begrenzen. Hierfur wurde eine schóne Wortschópfung gefunden: 
Coopetition, also eine Kombinantion von cooperation (Zusammenarbeit) und competition 
(Wettbewerb).14 Natiirlich gibt es auch vertikale Allianzen (entlang der Wertschópfungskette 
zum Kunden) und branchenfremde Kooperarionen. Vor allem Mittelstándler beginnen die­
ses Instrument als niitzlich zu begreifen im Wettbewerb mit Konzernen. 
Die Abgrenzung zu Joint Ventures (vgl. unten) ist dabei oft unscharf. Nicht selten entwickeln 
sich aus anfánglichen Allianzen auch umfassendere Unternehmenszusammenschliisse. An 
dieser Stelle bleibt zu betonen, dafi die vertragliche Ausgestaltung einer Kooperarion oder 
eines Joint Venture eine Sache ist, ihre Umsetzung in die und in der Praxis aber eine andere, 
und eine viel entscheidendere. Oft wird vertraglichen Details zuviel Aufmerksamkeit 
geschenkt, womit jedoch konkrete Praxisprobleme nicht immer gelóst werden kónnen. 
Kooperarionen gleich welcher Form werden um so erfolgreicher sein, je besser es gelingt, 
Wí'tt-i¿w-Situationen auszunutzen, bei denen beide (alie) Partner profirieren. Wenn sich die 
Vor- und Nachteile zu ungleichgewichtig verteilen, wird die Kooperarion nicht von langer 
Dauer sein. 

B-6.4. Vertragsfertigung und Veredelung 

(a) Bei der Auftragsproduktion (Vertragsfertigung, sub-contracting, contracting-out) be-
kommt ein Unternehmen im Ausland den Auftrag, für das heimische Unternehmen Zwi­
schen- oder Endprodukte zu produzieren. Diese Giiter kónnen anschlieSend sowohl auf 
dem heimischen ais auch auf dem auslándischen Markt abgesetzt werden. Dies kann eine 
Vorstufe zu einer direkten Beteiligung deutscher Unternehmen an auslándischen Unterneh­
men darstellen, insbesondere wenn dabei ein Transfer von Know-how, Maschinen, Ausbil-
dungsprogrammen und Kapital erfolgt, um die Qualitát des zu produzierenden Gutes sicher 
zu stellen. Bei geographisch grofseren Entfernungen kann sich aber die Kontrolle und Steue-
rung, insbesondere die Qualitátskontrolle als problematisch erweisen, denn man kann nicht 
mal eben kurz nach Singapore fliegen, dort nach dem Rechten sehen und am náchsten Tag 
wieder zuriick in Deutschland sein: In nicht wenigen Fallen haben deutsche Unternehmen 
ausgelagerte Produktionsbereiche wieder zuriickgeholt, weil die Kostenvorteile, die zunáchst 
im Vordergrund standen und meist den Anreiz für ein outsourcing darstellten, durch Effizi-
enznachteile oder Qualitátsverluste überkompensiert wurden (Abb. B-6/6). Die Kosten für 
erforderliche Schulungen auslándischer Partner werden oft stark unterschátzt, aber die 
Nachteile unzureichender Produktivitát in der Produktion und schlechter Qualitát der Güter 
stellen sich erst mit Verzógerung im Lauf der Zeit heraus. 

14 Nalebuff, B. I Brandenburger, A., Coopetition - kooperativ konkurrieren, Heidelberg 1999. 
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Abb. B-6/6: Outsourcing hat nur Sinn bei Qualitátsverbesserung 
Allein die Kostensenkung sollte nicht im Vordergrund stehen / ;> 
Die Vertráge gehen oft zu Lasten des Dienstleisters 

(b) Eine wichtige Form des internationalen Warenverkehrs sind Veredelungen. Veredelung 
bedeutet Bearbeitung, Verarbeitung oder Ausbesserung von Waren und Rücksendung an das 
Herkunftsland innerhalb bestimmter Fristen. Dabei gíbt es zwei Arten: 
Bei einer passiven Veredelung transportiert z. B. ein deutsches Unternehmen Stoffe nach 
Indien und láEt sie dort zu Hemden verarbeiten. AnschlieEend werden die Hemden wieder 
nach Deutschland zuriickgebracht und dort oder von dort aus verkauft. AnlaS fur passive 
Veredelungen sind die oft erheblich niedrigeren Arbeitskosten im Partnerland («Billiglohn-
lander»), wobei insbesondere Siidostasien und Osteuropa eine bedeutende Rolle im Ver-
edelungsgescháft spielen. Auch hier besteht ein Nachteil in der Schwierigkeit, die Qualitát 
der auslándischen Produktion zu sichern. 

PRAXISTIP Bei Produktionsverlagerungen - se¡ es durch Kooperationen, Auftrags-
fertigung, passive Veredelungen, Joint Ventures oder Direktinvestitionen - empfiehlt es 
sich, von Anfang an eine starke Beratungskomponente für den Partner mit einzuplanen. 
In der Regel wird in der Anlaufphase immer viel «Entwicklungshilfe» zu leisten sein. Dies 
wird in der Kostenplanung oft vernachlassigt und setzt auch entsprechende personelle 
Kapazitáten des <Mutterhauses> voraus. 

Umgekehrt werden Waren aus dem Ausland im Rahmen der aktiven Veredelung nach 
Deutschland gebracht, meist urn gewartet oder repariert zu werden, weil das erforderliche 
Know-how im Ausland nicht vorhanden ist. Sofern der Transport dafiir zu aufwendig oder 
gar nicht móglich ist, reist alternativ der Monteur von Deutschland aus zu seinen Maschi-
nen - eine Form des Dienstleistungsverkehrs. Immer mehr Service-Komponenten gehen in 
die Industrieausfuhren ein, neben der Warning u. a. Verpackungsdienste, juristische Bera-
tung oder Werbekampagnen, die als Vorleistungen eingekauft werden. Sofern die Verede­
lung auf fremde Rechnung erfolgt, spricht man von Lohnveredélung, sonst von Eigenver-
edelung. Vgl. auch Abschnitte K-4.2 und L-5.4 zur zoUrechtlichen Behandlung der 
Veredelungsverkehre. 

B-6.5. Lizenzfertigung/ Lizenzvergabe 

Lizenzfertigung bedeutet die Vergabe von Produktionsrechten oder Ausleihung von Know-
how an auslándische Produzenten oder Handler, also einen entgeltlichen Technologietrans-
fer. Beispielsweise erlaubt ein deutscher Lizenzgeber einem brasilianischen Lizenznehmer, 
für einen bestimmten Zeitraum zur Produktion eines Gutes bestimmte Produktionsverfah-
ren einzusetzen oder die Produkte mit seinem Warenzeichen zu versehen. Dies kann eine 
Alternative zur Direktinvestition sein, da der Lizenzgeber die Risiken einer eigenen Mark-
terschlieSung bzw. einer Direktinvestition umgeht. Eine Produktionslizenz bedeutet aus der 
Sicht des Lizenzgebers die auslándische Produktion nach inlándischer Technologie, ggf. als 
Markenlizenz auch <unter inlándischer Flagge>, so daS der Káufer keinen Unterschied 
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erkennt. Eine Vertriebslizenz erstreckt sich auf das Recht, im Exportland produzierte (Mar-
ken-)Ware im eigenen Land zu vertreiben. Der Lizenznehmer entrichtet für diesen Know-
how-Transfer und diese Genehmigung an den Lizenzgeber eine Gebiihr. Ihre Hóhe ist weder 
gesetzlich geregelt, noch existieren hierfiir allgemeingiiltige Richtlinien. Die Lizenzgebiihren 
kónnen beispielsweise gewinnabhángig sein, wobei Mindestlizenzgebiihren nicht selten sind. 
Im Vergleich zum Export hat eine Lizenzvergabe für den Lizenzgeber den Vorteil, daE Zoll-
belastungen vermieden und eventuelle Importbeschrankungen umgangen werden, da ggf. 
nur Vormaterialien, nicht aber Fertigprodukte angeliefert werden oder die Produktion sogar 
vollstándig im Zielland mit lokálen Ressourcen erfolgen kann. Durch Lizenzen kónnen auch 
Márkte erschlossen werden, in denen (zunáchst) keine Direktinvestitionen móglich sind 
oder noch nicht sinnvoll erscheinen, oder sie werden vorbereitet, indem der Lizenzgeber 
nach Ablauf der Lizenzdauer selbst auf dem Markt auftritt. Die eingefiihrte Technologien 
kann sich fur andere interessierte Unternehmen als - vom Lizenzgeber erwiinschte - Markt-
eintrittsschranke erweisen. Um eine Aufdeckung von Gescháftsgeheimnissen zu vermeiden, 
kann der Lizenzgeber auch Bestandteile oder Komponenten, die fur die Herstellung benótigt 
werden, dem Lizenznehmer zur Verfiigung stellen. Beispielsweise liefert Coca Cola den 
Geschmackssirup direkt an die Abfiillbetriebe. 

Die Kapitalbindung des Lizenzgebers ist dabei gering, so daS die Lizenzvergabe besonders 
fur kapitalschwache Unternehmen eine Alternative zur Direktinvestition sein kann. Wenn 
beim Lizenznehmer (bzw. seinen Mitarbeitern) das benótigte Know-how nicht vorhanden 
ist, muí? der Lizenzgeber oft Unterstiitzung leisten, damit die Qualitát der Produkte gewáhr-
leistet ist, vor allem, wenn sie unter seinem Namen oder Warenzeichen vertrieben werden 
und die Kunden unzureichende Produktqualitát mit dem Lizenzgeber verbinden kónnen -
dies kann sich leicht imageschádigend auswirken. Die Einhaltung der Vertragsinhalte (u. a. 
bezüglich Produktqualitát, Produktverfügbarkeit und Preisgestaltung) kann meist weniger 
gut kontrolliert werden, als wenn der Lizenzgeber Produktion und Vertrieb selbst steuern 
wiirde. 
Ein weiterer Nachteil der Vergabe von Lizenzen besteht in den relativ geringen Einnahme-
móglichkeiten, was insbesondere dann bedauerlich ist, wenn das Produkt im Ausland 
grofien Erfolg hat und mógliche Gewinne an den Lizenznehmer «verschenkt» wurden. 
Hinzu kommt, dafi der Lizenzgeber für die Dauer der Vertragsgültigkeit nicht selbst auf dem 
Markt tátig werden darf. Ihm kann es somit passieren, erst dann auf dem Markt aktiv wer­
den zu konnen, wenn der Absatz bereits rückláufig ist. Móglich ist auch, daf? sich der 
Lizenzgeber durch seinen Partner nach Ablauf des Lizenzvertrages einen kompetenten Kon-
kurrenten herangezüchtet hat, der ihm vielleicht sogar auf seinem angestammten Heimat-
markt Marktanteile abnehmen kann, wenn es ihm nicht gelingt, seinen urspriinglichen 
Technologievorsprung zu halten bzw. auszubauen und somit den Lizenznehmer zu einem 
AnschluS-Lizenzvertrag zu nótigen. Daher bietet es sich vielfach an, mit dem Partner ein 
Joint Venture zu begründen (vgl. weiter unten). 

In der internationalen Praxis werden Lizenzen vor allem zwischen Mutter-Tochter-Unter-
nehmen vergeben. Die Lizenzzahlungen ermóglichen dabei einen <verdeckten> Transfer von 
Gewinnen, z. B. aus Hochsteuer- in Niedrigsteuerlánder, indem eigentlich kostenloser Know-
how-Transfer über Lizenzvertráge abgewickelt wird. 
Nach § 16 AWG kann die Lizenzvergabe genehmigungspflichtig sein, wenn sie die ínteres-
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sen des vergebenden Landes beeintráchtigt. Z. B. kónnte die Herstellung bestimmter Bier-
sorten in einem Land, das den entsprechenden Qualitátsstandard renommierter bayrischer 
Biersorten nicht garantieren kann, das Image nationaler Brauereien beeintráchtigen, weil 
diese Produkte als Re-Importe nicht klar von den Originalen zu unterscheiden sind. Aller-
dings hat die Ware dann in der Regel nicht den Ursprung des Lizenzgeberlandes, sondern 
des Produktionslandes. Dies kann zu «made in ...»-Problemen fiihren (Abschnitt K-3). 

B-6.6. Franchising 
Franchising ist ein Vertriebs- und Dienstleistungssystem, in dem rechtlich und finanziell 
selbstándige Unternehmen unter einem Markenkonzept zusammenarbeiten. Es ist die stark -
ste Form vertraglicher Vertriebsverbindungen und eine Sonderform der Lizenzfertigung. Es 
handelt sich dabei um iinen Vertrag zwischen einem Francbise-Geber und mehreren Hánd-
lern {Franchise-Nehmer), die ais selbstándige Unternehmer, jedoch unter gleicher Marke-
tingstrategie die Produkte des Herstellers anbieten, iiblicherweise im Rahmen eines Aus-
schlieGlichkeitsvertrages (Abb. B-6/7). Insbesondere Osteuropa und Siidostasien sind in den 
letzten Jahren von einer regelrechten Franchisewelle iiberflutet worden. Bekannte Franchise-
systeme in Deutschland sind Coca-Cola, McDonald's, Obi, Minit, Eismann, Quick-Schuhe 
und Portas (Türrenovierungen). 

Abb. B-6/7: 

Franchise-Nehmer fühlen sich ais selbstándige Unternehmer 
Zufriedenhcit mit Aufgaben und Erfolg / Hohe Arbeitsbelastung / Franchise-Geber mit Schwachen 

,, im Marketing ;; 

Der Franchisenehmer fiihrt sein Unternehmen nach den Vorgaben und Weisungen und unter 
Kontrolle des Lizenzgebers. Der Franchisegeber stellt Firmen- und Markenzeichen zur Ver-
fügung, untersriitzt den Franchisenehmer z. B. bei Betriebsaufbau, Werbung, Sortimentspla-
nung und Verkaufsforderung, Aus- und Weiterbildung des Personals, sorgt fiir Lieferung der 
Artikel zu festgelegten Preisen und fiir die Gewáhrung von Gebietsschutzrechten. Im Gegen-
zug verpflichtet sich der Franchisenehmer, das Gescháft nach den vorgegebenen Richtlinien 
zu fiihren, Kontrollen zu dulden, Daten- und Ergebnismeldungen durchzufiihren und vor 
allem dazu, seine Waren lediglich beim Franchisegeber oder explizit angegebenen Bezugs-
quellen zu beziehen. 
Franchising ist fiir den Franchisenehmer nicht sehr kapitalintensiv und bietet fiir den Fran­
chisegeber den Vorteil, auf einem Auslandsmarkt schnell FuK fassen, ohne hierfiir gróSere 
finanzielle Risiken einzugehen. KostenmaSig diirfte eine Lizenzvergabe oder ein Franchising 
aus der Sicht des Gebers in der Regel billiger sein als ein Filialsystem, weil der Franchise­
nehmer neben seiner Motivation oft auch lokale Marktkenntnis einbringt. Der Franchise­
nehmer profitiert seinerseits meist von der Professionalitát und dem Marken-Image des 
«Mutter»-Unternehmens, wird in der Regel auch in der Standortwahl und im Management 
beraten und kann sich oft mit Kollegen austauschen. Diesen Vorteilen steht die Abhángig-
keit vom Franchisegeber gegeniiber; auch kónnen Fehler oder Schwachen anderer Partner 
auf alie Franchisenehmer des Systems zuriickfallen. Da der Franchisegeber die Fáhigkeiten 
des Franchisenehmers jedoch nur bedingt einschátzen kann, kann sich unter Umstánden 



42 B Marktauswahl und MarkterschlieGung 

spáter als notwendig erweisen, SchulungsmaSnahmen für die lokalen Mitarbeiter durchzu-
fiihren, was die angefuhrten Vorteile zumindest teilweise kompensiert. 
Die Erfahrungen zeigen, daE Franchisenehmer das angebotene System háufig nur ungenii-
gend priifen und sich von blumigen Erfolgsprognosen táuschen lassen. Unternehmensgriin-
der scheitern oft an dem hohen Mindest-Eigenkapital, das die Franchisegeber voraussetzen, 
und den oft erheblichen, teils einmaligen, teils laufenden Gebiihren. 

PRAXISTIP Die Deutsche Ausgleichsbank (DtA) in Bonn und Berlin berát und hilft 
Franchise-Startern mit finanzieller Unterstützung. 

B-6.7. Direktinvestition 

B-6.7.1. Investitionsarten 

Das deutsche AuSenwirtschaftsrecht versteht unter Direktinvestition den Kapitalexport von 
Unternehmen zur «Anlage von Vermógen in fremden Wirtschaftsgebieten zur Schaffung 
dauerhafter Wirtschaftsverbindungen» - mit der Betonung auf <dauerhaft>, um sie gegen 
kurzfristige, oft spekulative Finanzanlagen (Portfolio-Investitionen) abzugrenzen, die rendite-
orientiert erfolgen und z. B. kurzfristig auf Zinsánderungen reagieren. Betriebswirtschaftlich 
kónnen Direktinvestitionen in verschiedenen Formen bzw. Abstufungen erfolgen: 
• Errichten (Griindung) oder Kauf (Akquisition)von neuen Unternehmen, Betriebsstátten 

oder Zweigniederlassungen, 
• Erwerb von Beteiligungen an auslándischen Unternehmen, 
• dauerhafte Kreditvergabe an auslándische Unternehmen, 
• Ausstattung von auslándischen Unternehmen mit Finanz- und Sachmitteln, Kauf von 

Gebáuden, Grundstücken und Anlagen. 

In der Zahlungsbilanzstatistik werden Beteiligungen bis 25% als Portfolioinvestition, darii-
ber als Direktinvestition gefiihrt. Dies ist nicht ganz deckungsgleich mit der betriebswirt-
schaftlichen Betrachtungsweise: Bilanzrechtlich kónnen Anteile an Unternehmen entweder 
dem Umlaufvermógen oder dem Anlagevermogen zugerechnet werden. Zum Umlaufver-
mógen rechnen sie, wenn sie nur kurzfristig gehalten werden sollen (üblicherweise wird 
kurzfristig als bis zu vier Jahren interpretiert) und der Investitionszweck vorrangig in der 
Verzinsung der Finanzanlage besteht (Portfolioinvestition). Zum Anlagevermogen záhlen sie, 
wenn sie langfristig, d. h. voraussichtlich lánger als vier Jahre gehalten werden sollen und der 
Investitionszweck - neben Renditeiiberlegungen - vor allem in der EinfluEnahme auf das 
Management des betreffenden Unternehmen besteht. 
Bei einem Anteil zwischen 20 und 50% am Gesellschaftsvermógen eines anderen Unter-
nehmens spricht man von einer Beteiligung, ab 50% von verbundenenUnternehmen («Mut-
ter-Tochter»-Beziehung). Aus der Sicht des Investors kann aber auch eine geringere Investi-
tion - subjektiv - durchaus als Beteiligung verstanden werden; es kommt dabei auf die 
strategische Absicht an. In vielen Unternehmensbilanzen werden daher auch Beteiligungen 
von weniger als 20 % im Anlagevermogen gefiihrt. Zudem kónnen auch <verbundene Unter­
nehmen) unterhalb der 50%-Schwelle entstehen, weil vertraglich Mitbestimmungs- und 
Entscheidungsrechten vereinbart werden kónnen (u. a. Gewinnabfiihrungs- oder Beherr-
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schungsvertráge) (sofern dem keine gesetzlichen Bestimmungen entgegenstehen, die natür-
lich nicht vertraglich <ausgehebelt> werden kónnen). 
Als Tochterunternehmen bezeichnet man ein rechtlich selbstándiges Unternehmen, das von 
einer übergeordneten Muttergesellschaft zu 100% kontroUiert wird. Sie werden teils nur als 
Vertriebs-, teils nur als Produktionseinheit gegriindet bzw. gekauft, teils umfassen sie als 
vollstándiges Tochterunternehmen beides. Grundsátzlich sind Neugründungen wegen des 
meist erheblichen Aufwandes und der damit verbundenen Risiken langfristig angelegt. Sie 
werden nach auslandischem Recht gegriindet; entstehende Gewinne flieSen voll der Toch-
tergesellschaft zu und miissen im Ausland nach dortigem Recht versteuert werden. 

PRAXISTIP Der Finanzbedarf für Direktinvestitionen wird oft dramatisch unter-
schátzt, insbesondere im Hinblick auf lnvestitions-fo/gekosten: Lóhne, Mieten, Lager-
haltung, Rohstoffe, Zulieferungen, Refinanzierungen, Leasingkosten. Hier kónnen Zulie-
ferer im Ausland oft Hilfestellung leisten, weil sie die Branche gut überblicken, aber auch 
Konkurrenten, wenn man sich nicht gerade in ihrem direkten Umfeld niederlassen will. 
Untemehmensberater sind von unterschiedlicher Qualitát, aber meist nicht billig. 

Bei solchen Beratervertrágen sollten neben dem Honorar unbedingt die Nebenkosten 
abgesprochen werden, etwa im Hinblick auf die Einbeziehung von Anwálten oder Steuer-
fachleuten. Banken sind meist weniger stark in der Aufstellung von Kostenplánen für 
Investitionen. Insgesamt sparen viele Unternehmen bei den Beraterkosten an der fal-
schen Stelle, bevor sie sich zu einem Engagement entschlieGen. 

Im Sprachgebrauch wird bei Beteiligungen oft - etwas unscharf - von Fusion gesprochen, 
auch wenn diese formal nicht vorliegt und es sich vielmehr um eine Beteiligung oder Akqui-
sition handelt: A kauft B, ganz oder teilweise, aber beide Firmen bleiben bestehen. Bei einer 
Fusion hingegen verschtnelzen die beteiligten Unternehmen zu einem Gebilde. Dabei gibt es 
zwei Varianten: 
• Bei der Fusion durch Neugriindung wird aus den Unternehmen A und B ein neues Unter­

nehmen, wáhrend A und B aufhóren zu existieren. Der neue Firmenname ist háufig - aus 
Marketinggrunden - eine Kombination aus den bekannten Namen der beiden Fusions-
partner (DaimlerChrysler AG). 

• Bei der aufnehmcnden Verschmelzung übernimmt Unternehmen A das Unternehmen B 
vollstándig; dieses wird aufgelóst, und nur A bleibt bestehen. 

Die Bestimmung des «richtigen» Kaufpreises ist insbesondere in Entwicklungslándern und 
in osteuropáischen Lándern schwierig, weil die Rechnungslegungs- und Bilanzierungsstan-
dard gewohnten Standards nicht entsprechen. Riskant sind auch Altlasten und ungeklárte 
Besitzverháltnisse. Nicht selten müssen Investitions- und Arbeitsplatzgarantien gegeben wer­
den, die bei schlechter wirtschaftlicher Entwicklung zu einem grófseren Problem werden 
kónnen. 
In der jüngeren Vergangenheit hat sich für bestimmte Engagements der Begriff Joint Venture 
(JV) eingebürgert. Darunter versteht man die in der Regel langfristig angelegte Beteiligung 
zweier (oder mehr) Unternehmen an Besitz und Führung eines dritten Unternehmens. 
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B-6.7.2. Motive für Investoren 

Direktinvestitionen werden aus den unterschiedlichsten Gründen getátigt, so dafi wir hier 
nur einige beispielhafte Aspekte betrachten kónnen. Meist sind die Produktionskosten, ins-
besondere die Lohn- oder Energiekosten, im Gastland niedriger als im Heimatland. Viele 
Gastlánder versuchen auch, auslándische Direktinvestitionen anzulocken durch Investi-
tionsanreize in Form von Steuervergiinstigungen oder attraktive Kreditbedingungen (vgl. 
unten). In einer Befragung durch den DIHK wurden von deutschen Unternehmen Motive 
fur Direktinvestitionen auf einer Skala von 0 (unwichtig) bis 4 (sehr wichtig) zugeordnet 
(Abb. B-6/8). Bei kleineren und mittleren Unternehmen (KMU) ist die Kundennáhe, die 
«Tuchfiihlung» mit Kundenwiinschen und Lifestyles und Trends der wichtigste Aspekt, bei 
GroSunternehmen sind es die Lohnkosten und Subventionen. 

Abb. B-6/8: Motive für Direktinvestitionen 

MarkterschlieBung (Absatz- und Beschaffungsmárkte) 
Sicherung potentieller Márkte 
Niedrigere Arbeitskosten 
Sicherung und Pflege bestehender Márkte 
Lángere Arbeitszeiten 
Lángere Maschinenlaufzeiten 
Niedrigere Steuern 
Wechselkursrisiko 
Stárkung der Wettbewerbsfáhigkeit durch Vorleistungsproduktion 
llberwindung von Handels- und Importschranken 
Bessere Einkaufs- und Beschaffungsmoglichkeiten 
Weniger Verwaltungsaufwand 
Ceringere Umweltauflagen 

3,2 
3,1 
3,0 
2,7 
2,1 
2,0 
1,9 
1,6 
1,5 
1,4 
1,3 
1,2 
1,2 

0 = unwichtig, 4 = sehr wichtig (Quelle: DIHK) 

Bei Hoechst wird immer mehr Forschung in das Ausland verlagert 
Inlandsanteil rutscht Richtung 40 Prozent / 90 Forschungszentren weltweit 

Auf der Suche nach neuen Absatzmarkten 

Der wesentliche Vorteil einer Markteintrittsstrategie durch Direktinvestition - sei es durch 
Neugriindung oder Akquisition - besteht darin, dafi der Investor unabhangig von Partnern 
ist und wirtschaftliche Entscheidungen selbstándig treffen kann. Die erwirtschafteten 
Gewinne fliefien voll dem Investor zu. Er mul? aber zu 100% finanzieren, trágt das voile 
Risiko und ist auch auf sich allein angewiesen, wenn es urn die Nutzung lokaler Expertise 
geht. Daher bevorzugen viele Unternehmen eine Beteiligung oder ein Joint Venture (vgl. eine 
ausfiihrliche Betrachtung im folgenden Abschnitt B-6.8). 
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B-6.7.3. Motive der Gastlánder 

Aus der Sicht der Gastlánder sollen auslándische Investoren <angelockt> werden, um die 
lokale Bescháftigungssituation - auch hinsichtlich des Ausbildungsniveaus - zu verbessern, 
um durch steigende Exporte den Zuflufi konvertibler Devisen zu erhóhen, aber auch um die 
Produktion fiir den Binnenmarkt zu verbessern, insbesondere durch Technologietransfer, 
Verbesserung der Qualitát des eigenen Warenangebots, auch mit Blick auf Importsubstitu-
tion (Devisenersparnis) sowie Zugang zu neuen Industrielándermárkten. Zu den Anreizen 
für Direktinvestoren záhlen z. B. zollfreie Einfuhr von Vorleistungen, bevorzugte admini­
strative Behandlung, steuerfreie oder steuervergünstigte Wirtschaftstátigkeit, Eigentums-
garantie, d. h. Schutz vor Verstaatlichung, grofiziigige Abschreibungsbedingungen, Transfer-
garantien fur Gewinne, Bereitstellung entsprechender Infrastruktur durch den Staat (u. a. 
kostenlose Bahn und StraSenanschlüsse), billiges Bauland, langfristige Miet- oder Pachtver-
tráge, <weiche> Kreditkonditionen, etc. 
Viele Lander regeln Art und Umfang von auslándischen Direktinvestitionen in ihrem 
Hoheitsgebiet durch spezielle Investitionsgesetze, die sich u. a. auf die maximale Hohe der 
Beteiligung, den Einbezug lokaler Produktionsfaktoren (insbesondere Arbeitskráfte) und 
insbesondere auch auf die Gewinnverwendung und den Gewinntransfer erstrecken. 
Wáhrend in der Vergangenheit viele Lander die maximale auslándische Beteiligung auf unter 
50% begrenzten, sind die meisten dieser Lander davon abgegangen (z. B. in Osteuropa) und 
lassen nun Beteiligungen bis 100% zu, da bei einer niedrigen Beteiligungsgrenze verstánd-
licherweise wenig Investoren Interesse an einer Investition haben, die sie selbst nicht kon-
trollieren dürfen. Bei einer Begrenzung auf weniger als 100% sind Joint Ventures eine móg-
liche Lósung. Zum Investitionsschutz vgl. unten Abschnitt B-6.7.7. 

B-6.7.4. Exkurs: Sonderwirtschaftszonen 

In vielen Lándern wurden Sonderwirtschaftszonen, Freizonen, Freie Wirtschaftszonen, 
Nationale Freihandelszonen, Industrieparks und wie sie sonst heifien geschaffen, nicht 
zuletzt auch in ehemaligen Ostblocklándern, um den Übergang zur Marktwirtschaft prak-
tisch unter Laborbedingungen zu erleichtern (vgl. Abb. B-6/9). Weitere Begriffe sind Freie 
Produktionszone, Investitions-Fórderzone, Zollzone, Freihandelszone oder - in Frankreich 
- Privilegierte Investitionszone (ZIP - Zone d'Investissement Friviligée). Auch in anderen 
Industrielandern (USA) gibt es Freizonen. In Kolumbien wurde eine Investitionsforderstelle 
gegriindet. Allgemein handelt es sich dabei um abgegrenzte Gebiete innerhalb des Wirt-
schaftsraumes des betreffenden Staates, fur die zoll- und steuerrechtliche und andere Son-
derbestimmungen gelten. Diese Gebiete werden nicht selten als Kapitalgesellschaften gefiihrt 
(bspw. in Polen als Aktiengesellschaften, bei denen der Staat Hauptaktionár ist). 

Abb. B-6/9: 

1 Neue Steuergesetze sollen Investoren nach Usbekistan locken 
Willkürliche Handhabung schreckte Auslánder bisher ab / Grofíter Handelspartner Deutschlands in Zentralasien 

Die in Exportfórderzonen (Exportsonderzonen) produzierten Giiter sollen exportiert wer­
den, um Devisen zu bringen. Viele Lander haben Freizonen eingerichtet, in denen erleich-
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terte Produktionsbedingungen fur Giiter gelten, die nicht in den inlandischen Warenverkehr 
gebracht werden sollen. 
Die bisherigen Erfahrungcn mit Sonderwirtschaftszonen sind gemischt. Wáhrend diese 
Experimente in vielen Landern gescheitert sind, weil dirigistische Strukturen im Kernland 
sich nicht ohne weiteres in regionalen Teilbereichen ausschalten liefsen, gibt es auch ausge-
sprochen positive Erfahrungen. 

B-6.7.5. Standortanalyse fiir Direktinvestitionen 

B-6.7.5.1. Wichtige Aspekte 

Aufgrund von Befragungen wissen wir, daG vorangehende (positive) Exporterfahrung einen 
stark positiven EinfluG auf die Entscheidung fiir eine Direktinvestition hat. Tendenziell nei-
gen grófiere Firmen (aufgrund ihrer Finanzkraft) eher zu Direktinvestitionen als KMU. Fiir 
private Direktinvestitionen in Entwicklungslandern, denen eine gewisse entwicklungspoliti-
sche Bedeutung zuzurechnen ist, kónnen oft Finanzierungshilfen staatlicher oder internatio-
naler Institutionen in Anspruch genommen werden (vgl. Abschnitt D-3 zur mittel- und lang-
fristigen Finanzierung). 
Die Beurteilung der Qualitáten eines Standorts bereitet erhebliche methodische Schwierig-
keiten, derm es gibt <weicbe> und <harte> Standortfaktoren. Harte Faktoren kónnen gemes-
sen (quantifiziert) werden, weiche Faktoren sind qualitativ und kónnen nur beschrieben 
werden. Zu den <weichen> Standortbedingungen záhlt die Ausstattung einer Zielregion 
mit óffentlichen Gütern, das Ausbildungsniveau der Bevólkerung und der erforderlichen 
Arbeitskráfte, der soziale Konsens einschliefslich des Arbeitsfriedens, allgemein Kultur und 
Religion, die óffentliche Sicherheit einschlieSlich Kriminalitát, usw. 
In Abschnitt B-3 wurde im Zusammenhang mit einer SWOT-Analyse auslándischer Ziel-
márkte bereits die Bedeutung der wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, rechtlichen, admi-
nistrativen, geographischen, klimatischen und sonstigen Rahmenbedingungen ausfiihrlich 
herausgearbeitet; dies gilt fur eine Entscheidung über den Standort einer Direktinvestition 
analog und soil hier nicht wiederholt werden. 
Grundsátzlich sollten bei Direktinvestitionen neben den rechtlichen Bestimmungen des 
Gastlandes auch die steuerlichen Auswirkungcn aus der Sicht der deutschen Steuergesetz-
gebung analysiert werden, u. a. im Hinblick auf die Bilanzierungspflichten auslándischer 
Investitionen in der deutschen (Konzern-)Bilanz. Zu beachten sind auch abweichende Rech-
nungslegungsvorschriften im Ausland, beispielsweise in den USA nach den International 
Accounting Standards (IAS) oder den Generally Accepted Accounting Principles (US-GAAP), 
die sich von den deutschen Vorschriften betráchtlich unterscheiden. Dies betrifft insbeson-
dere die Gründung von Tochterunternehmen und kann Auswirkungen auf das komplette 
Rechnungslegungssystem des Mutterunternehmens in Deutschland haben. 
Kollisionen kónnen sich ergeben wegen des Souveránitátsprinzips, das auch fiir die Steuer-
hoheit gilt. Industrielánder knüpfen ihr Besteuerungsrecht in der Regel an objektive Merk-
male wie Wohnsitz oder Sitz der Gescháftsleitung, Entwicklungslánder haben eher terri­
torial ausgerichtete Steuersysteme und erfassen alie in ihrem Staatsgebiet entstehenden 
Einkiinfte. Durch ein Nebeneinander von beschránkter und unbeschránkter Steuerpflicht im 
Heimat- und im Gastland kann es zu Doppel- und Minderbesteuerungen kommen, sofern 


